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Ertragsteuerliche Behandlung der Erbengemeinschaft und ihrer Auseinan-
dersetzung

Bezug: BMF-Schreiben vom 11. Januar 2006 - IV B 2 - S 2242 - 2/04

Im Einvernehmen mit den obersten Finanzbehörden der Länder gilt zur ertragsteuerlichen Be-
handlung der Erbengemeinschaft und ihrer Auseinandersetzung auf der Grundlage des BFH-Be-
schlusses vom 5. Juli 1990 (BStBl II S. 837) Folgendes:

A. Allgemeines
Mit dem Tod des Erblassers geht der gesamte Nachlass unentgeltlich im Wege der Gesamtrechts-
nachfolge auf den Alleinerben oder die Erbengemeinschaft über. Der Nachlass ist Gesamthands-
vermögen der Erben (§ 1922 BGB). Die Erbengemeinschaft wird bis zu ihrer Auseinandersetzung
(§ 2042 BGB) steuerlich bei den Überschusseinkünften wie eine Bruchteilsgemeinschaft (§ 39
Abs. 2 Nr. 2 AO) und bei den Gewinneinkünften als Mitunternehmerschaft behandelt.

Die steuerlichen Grundsätze zur Erbauseinandersetzung sind auch auf Abfindungszahlungen in-
folge eines gerichtlichen Vergleichs an angebliche Miterben anzuwenden (BFH-Urteil vom
14. März 1996, BStBl II S. 310). Ein Erbprätendent mit möglichem Pflichtteilsanspruch, der zur Ver-
meidung weiterer Streitigkeiten Wirtschaftsgüter aus dem Nachlass erhält, ist steuerlich wie ein
Erbe zu behandeln (BFH-Urteil vom 13. Februar 1997, BStBl II S. 535).

B. Zurechnung der laufenden Einkünfte zwischen Erbfall und
Erbauseinandersetzung

1. Allgemeines
Sowohl für den Bereich des Betriebsvermögens als auch für den Bereich des Privatvermögens bil-
den Erbfall und Erbauseinandersetzung keine rechtliche Einheit. Hinterlässt ein Erblasser mehrere
Erben, geht sein Vermögen mit dem Tod im Ganzen auf die Erben über und wird bei ihnen zu ge-
meinschaftlichem Vermögen. Die Miterben verwalten den Nachlass gemeinsam und können über
Nachlassgegenstände nur gemeinschaftlich verfügen. Die Erbengemeinschaft kann unbegrenzt
bestehen bleiben. Das Ergebnis ihrer Betätigung wird Bestandteil des gemeinschaftlichen Vermö-
gens. Hieraus ergeben sich Folgerungen für das Entstehen und die Zurechnung von steuerlichen
Einkünften bei den Miterben.

2. Zurechnung laufender Gewinneinkünfte
Gehört ein gewerbliches, freiberufliches oder land- und forstwirtschaftliches Unternehmen zum
Nachlass, geht es mit dem Erbfall auf die Erbengemeinschaft über (§ 1922 BGB). Sämtliche Miter-
ben werden – abgesehen von bestimmten Sonderfällen (siehe Tz. 69 ff.) – Mitunternehmer i. S. v.
§ 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 EStG. Aufgrund ihrer Stellung als Miterben tragen sie ein Mitunternehmer-
risiko und können Mitunternehmerinitiative entfalten. Diese Beurteilung hängt nicht von der Län-
ge des Zeitraums ab, in dem die Erbengemeinschaft das Unternehmen weiterführt. Auch wenn die
Erben ein Unternehmen frühzeitig nach dem Erbfall abwickeln und einstellen oder es auf eine an-
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dere Person übertragen, haben sie zunächst die Eigenschaft von Mitunternehmern erlangt und be-
halten diese bis zur Betriebsbeendigung oder Auseinandersetzung über den Betrieb. Als solche be-
ziehen die Erben ihre Einkünfte kraft eigener Verwirklichung des Einkünftetatbestandes. Die lau-
fenden Einkünfte sind den einzelnen Miterben als Mitunternehmer nach dem allgemeinen Ge-
winnverteilungsschlüssel zuzurechnen, der sich bei den Miterben grundsätzlich nach ihren Erbtei-
len bestimmt (§ 2038 Abs. 2, § 743 Abs. 1 BGB). Zur rückwirkenden Zurechnung laufender Einkünf-
te vgl. Tz. 7 ff., zur Zurechnung der Einkünfte an einen Vermächtnisnehmer als wirtschaftlichem
Eigentümer eines Gewerbebetriebes vgl. Tz. 61.

Gehört zu einem Nachlass neben einem Gewerbebetrieb ein der selbständigen Arbeit dienendes
Betriebsvermögen, ein land- und forstwirtschaftlicher Betrieb oder Privatvermögen, findet § 15
Abs. 3 Nr. 1 EStG (sog. Abfärberegelung) keine Anwendung.

Ist der Erblasser selbständig tätig i. S. d. § 18 Abs. 1 Nr. 1 EStG gewesen, erzielt die Erbengemein-
schaft Einkünfte aus selbständiger Arbeit i. S. v. § 18 EStG allerdings nur dann, wenn keine berufs-
fremden Erben an der Erbengemeinschaft beteiligt sind. Berufsfremd ist, wer nicht die erforderli-
che freiberufliche Qualifikation besitzt. Ist zumindest ein Miterbe berufsfremd, erzielt die Erben-
gemeinschaft Einkünfte aus Gewerbebetrieb. Ist mit dem Übergang eines freiberuflichen Betriebs-
vermögens auf Grund fehlender Qualifikation des Erben, Miterben oder Vermächtnisnehmers eine
Umqualifizierung des bisher freiberuflichen Vermögens in gewerbliches Betriebsvermögen und ei-
ne entsprechende Umqualifizierung der aus dem Betrieb erzielten Einkünfte verbunden, kommt es
nicht zu einer Betriebsaufgabe (vgl. BFH-Urteil vom 12. März 1992, BStBl 1993 II S. 36).

3. Zurechnung laufender Überschusseinkünfte
Hat der Erblasser Einkünfte aus Kapitalvermögen oder aus vermietetem oder verpachtetem Ver-
mögen gehabt, wird dieses Vermögen nach dem Erbfall durch die Erbengemeinschaft zur Nutzung
oder zum Gebrauch überlassen. Die Miterben bestimmen über die Verwendung des Vermögens,
ihnen fließt der Vermögensertrag zu. Sie verwirklichen damit gemeinsam den Tatbestand der Ein-
kunftserzielung nach §§ 20 oder 21 EStG. Die erzielten Einkünfte werden ihnen grundsätzlich nach
ihren Erbanteilen zugerechnet (§ 2038 Abs. 2, § 743 Abs. 1 BGB).

4. Beendigung der Erbengemeinschaft und rückwirkende Zurechnung
der laufenden Einkünfte
Die Einkunftserzielung durch die Erbengemeinschaft und damit die Zurechnung der laufenden
Einkünfte an die Miterben findet ihr Ende, soweit sich die Miterben hinsichtlich des gemeinsamen
Vermögens auseinandersetzen.

In den Fällen der Auseinandersetzung von Erbengemeinschaften – auch in den Fällen der Ausein-
andersetzung einer Mitunternehmerschaft – ist eine steuerlich unschädliche Rückwirkung auf den
Zeitpunkt des Erbfalls in engen Grenzen anzuerkennen, da die Erbengemeinschaft eine gesetzliche
Zufallsgemeinschaft ist, die auf Teilung angelegt ist. Bei der Auseinandersetzungsvereinbarung
wird in der Regel eine rückwirkende Zurechnung laufender Einkünfte für sechs Monate anerkannt.
Die Frist beginnt mit dem Erbfall. In diesen Fällen können die laufenden Einkünfte daher ohne Zwi-
schenzurechnung ab dem Erbfall ungeschmälert dem die Einkunftsquelle übernehmenden Miter-
ben zugerechnet werden. Dies gilt auch bei Teilauseinandersetzungen. Liegt eine Teilungsanord-
nung (§ 2048 BGB) des Erblassers vor und verhalten sich die Miterben tatsächlich bereits vor der
Auseinandersetzung entsprechend dieser Anordnung, indem dem das Unternehmen fortführen-
den Miterben die Einkünfte zugeordnet werden, ist eine rückwirkende Zurechnung laufender Ein-
künfte auch über einen längeren Zeitraum, der sich an den Umständen des Einzelfalls zu orientie-
ren hat, vorzunehmen. Soweit laufende Einkünfte rückwirkend zugerechnet werden, ist die Aus-
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einandersetzung steuerlich so zu behandeln, als ob sich die Erbengemeinschaft unmittelbar nach
dem Erbfall auseinandergesetzt hätte (Durchgangserwerb der Erbengemeinschaft). Solange die
Teilungsanordnung von den Erben vor der Auseinandersetzung beachtet wird, sind die Veranla-
gungen vorläufig nach § 165 Abs. 1 Satz 1 AO durchzuführen.

Allerdings reicht es nicht aus, wenn die Miterben innerhalb der Frist lediglich den Entschluss fas-
sen, sich auseinanderzusetzen. Vielmehr muss innerhalb der Frist eine klare und rechtlich binde-
nde Vereinbarung über die Auseinandersetzung und ihre Modalitäten vorliegen. Diese Auseinan-
dersetzungsvereinbarung muss den Übergang von Nutzungen und Lasten für die von dieser Aus-
einandersetzung betroffenen Wirtschaftsgüter auf den Zeitpunkt des Erbfalls festlegen; sie muss
auch tatsächlich durchgeführt werden. Soweit noch eine Wertfindung erforderlich ist, kann diese
jedoch auch außerhalb der Frist erfolgen.

C. Erbauseinandersetzung durch Teilung des Nachlasses

I. Erbauseinandersetzung über Betriebsvermögen

1. Teilung ohne Abfindungszahlungen

a) Allgemeines

Gehört zum Nachlass nur Betriebsvermögen und wird der Nachlass ohne Zahlung von Abfindun-
gen real geteilt, ist die Aufteilung kein entgeltlicher Vorgang, da es sich weder um einen Tausch
von (Miteigentums-)Anteilen an den einzelnen Wirtschaftsgütern des Nachlasses noch um einen
Tausch eines Gesamthandsanteils gegen Alleineigentum an den zugeteilten Wirtschaftsgütern,
sondern um die Erfüllung des durch die Auseinandersetzungsvereinbarung konkretisierten gesetz-
lichen Auseinandersetzungsanspruchs handelt. Durch die Aufteilung können also weder Anschaf-
fungskosten noch Veräußerungserlöse entstehen.

b) Gewinnrealisierung nach den Grundsätzen über die Betriebsaufgabe

Die Aufteilung eines Betriebsvermögens der Erbengemeinschaft ohne Betriebsfortführung ist zu-
gleich eine Betriebsaufgabe, durch die regelmäßig ein begünstigter Aufgabegewinn (§ 16 Abs. 3
Satz 1, § 34 EStG) entsteht; es sei denn, es liegt ein Fall der Realteilung i. S. v. § 16 Abs. 3 Satz 2 bis
4 EStG (vgl. Tz. 12) oder der Buchwertfortführung nach § 6 Abs. 5 EStG vor.

Beispiel 1:
A und B sind Miterben zu je 1/2. Zum Nachlass gehört ein Betriebsvermögen, das lediglich aus
zwei Grundstücken besteht, die beide einen Buchwert von je 200.000 € und einen Verkehrs-
wert von je 2 Mio. € haben. A und B setzen sich unter Aufgabe des Betriebs in der Weise ausei-
nander, dass A das Grundstück 1 und B das Grundstück 2 erhält. Die Grundstücke gehören bei
A und B jeweils zum Privatvermögen.
Durch die Betriebsaufgabe entsteht ein Aufgabegewinn von 3,6 Mio. € in der Erbengemein-
schaft, den A und B je zur Hälfte zu versteuern haben. A und B müssen für die künftige Gebäu-
de-AfA jeweils von den Entnahmewerten ausgehen (vgl. R 7.3 Abs. 6 Satz 4 und R 7.4
Abs. 11 EStR).
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c) Buchwertfortführung bei Übertragung in ein anderes Betriebsvermögen der Miterben

Die Miterben haben jedoch nach Maßgabe des § 16 Abs. 3 Satz 2 bis 4 EStG die Buchwerte fortzu-
führen, wenn die bei der Aufteilung erworbenen Wirtschaftsgüter in ein anderes Betriebsvermö-
gen übertragen werden. Die Grundsätze des BMF-Schreibens zur Realteilung vom 28. Februar 2006
(BStBl I S. 228) sind sinngemäß anzuwenden.

Beispiel 2:
S und T sind Miterben zu je 1/2. Zum Nachlass gehört ein aus zwei Teilbetrieben bestehender
Betrieb im Wert von je 1 Mio. €. S erhält Teilbetrieb 1, T erhält Teilbetrieb 2.
Es liegt ein Fall der Realteilung vor. S und T haben nach § 16 Abs. 3 Satz 2 bis 4 EStG die Buch-
werte fortzuführen.

Gleiches gilt, wenn der Nachlass aus zwei Betrieben besteht. Da die Mitunternehmerschaft (Er-
bengemeinschaft) nur ein Betriebsvermögen hat, sind die geerbten Betriebe wie Teilbetriebe der
Erbengemeinschaft zu behandeln.

d) Ansatz bei Überführung von Wirtschaftsgütern in das Privatvermögen

Werden Wirtschaftsgüter, die zu den wesentlichen Betriebsgrundlagen gehören, von den Miterben
insgesamt ins Privatvermögen überführt, liegt zwingend eine Betriebsaufgabe vor. Im Übrigen
wird auf Abschnitt I des BMF-Schreibens zur Realteilung vom 28. Februar 2006 (BStBl I S. 228) ver-
wiesen. Ein etwaiger Entnahmegewinn ist allen Miterben zuzurechnen; es sei denn, dass der Ge-
winn nach den von den Miterben schriftlich getroffenen Vereinbarungen über die Erbauseinander-
setzung dem entnehmenden Miterben zuzurechnen ist.

2. Teilung mit Spitzen- oder Wertausgleich

a) Allgemeines

Wird im Rahmen einer Erbauseinandersetzung ein Nachlass real geteilt und erhält ein Miterbe
wertmäßig mehr, als ihm nach seiner Erbquote zusteht, und zahlt er für dieses „Mehr“ an seine
Miterben einen Spitzen- oder Wertausgleich (Abfindung), liegt insoweit ein Anschaffungs- und
Veräußerungsgeschäft vor. In Höhe der Abfindungszahlung liegen Anschaffungskosten vor. Derje-
nige, der die Abfindung erhält, erzielt einen Veräußerungserlös. Werden die bei der Aufteilung er-
worbenen Wirtschaftsgüter in ein anderes Betriebsvermögen der Miterben übertragen, ist der sich
aus dem Veräußerungsgeschäft ergebende Veräußerungsgewinn nicht nach §§ 16 und 34 EStG be-
günstigt, sondern als laufender Gewinn zu besteuern. Der Gewinn rechnet grundsätzlich nicht
zum Gewerbeertrag nach § 7 Satz 1 GewStG. Ab Erhebungszeitraum 2002 ist der Gewinn aus der
Aufdeckung der stillen Reserven aber nach § 7 Satz 2 GewStG als Gewerbeertrag zu erfassen, so-
weit er nicht auf eine natürliche Person als unmittelbar beteiligtem Mitunternehmer entfällt. Wer-
den die bei der Aufteilung erworbenen Wirtschaftsgüter insgesamt ins Privatvermögen übertra-
gen, führt dieser Vorgang zu einer nach §§ 16 und 34 EStG steuerbegünstigten Betriebsaufgabe.
Aufgabegewinn ist der Gewinn, der sich aus dem Entnahmegewinn (Übertragung der Wirtschafts-
güter ins Privatvermögen) und dem Gewinn aus der Abfindungszahlung ergibt.
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Beispiel 3:
A und B sind Miterben zu je 1/2. Zum Nachlass gehört ein Betriebsvermögen, das lediglich aus
zwei Grundstücken besteht. Grundstück 1 hat einen Buchwert von 300.000 € und einen Ver-
kehrswert von 3 Mio. €. Grundstück 2 hat einen Buchwert von 200.000 € und einen Verkehrs-
wert von 2 Mio. €. A erhält das Grundstück 1, B das Grundstück 2 und eine Abfindung von A in
Höhe von 500.000 €. A führt den Betrieb mit Grundstück 1 fort. Grundstück 2 wird Privatver-
mögen des B.
Die Abfindung stellt bei A Anschaffungskosten und bei B Veräußerungserlös dar. A erwirbt 5/6

seines Betriebsvermögens unentgeltlich und führt insoweit den Buchwert (= 250.000 €) fort.
Der Buchwert ist zusätzlich um die Abfindungszahlung i. H. v. 500.000 € zu erhöhen. Nach Er-
bauseinandersetzung beträgt der Buchwert 750.000 €.
Für B liegt eine Betriebsaufgabe vor. Durch die Aufgabe seines Mitunternehmeranteils erzielt
er einen Aufgabegewinn i. H. v. 2,25 Mio. €, der sich aus dem Gewinn aus der Entnahme des
Grundstücks 2 (2 Mio. € abzgl. 200.000 € Buchwert) und dem Gewinn aus der Abfindungszah-
lung (500.000 € abzgl. 50.000 € Buchwert) zusammensetzen. Der Gewinn ist nach §§ 16,
34 EStG begünstigt zu besteuern.
Die vorstehenden Grundsätze gelten auch, soweit sich die Erbengemeinschaft gemäß § 2042
Abs. 2, § 753 Abs. 1 BGB durch Zwangsversteigerung zum Zweck der Aufhebung der Gemein-
schaft auseinandersetzt und die Erben dabei Nachlassgegenstände erwerben (BFH-Urteil vom
29. April 1992, BStBl II S. 727).
Bei der Teilung im Rahmen einer Erbauseinandersetzung bezieht sich das Entgelt nicht auf das,
was ein Miterbe aufgrund seiner Erbquote erhält, sondern nur auf das „Mehr“, das er auf-
grund eines neben der Teilung bestehenden besonderen entgeltlichen Rechtsgeschäfts be-
kommt. Es handelt sich hier also nicht um die bloße Aufteilung eines einheitlichen Rechtsvor-
gangs, sondern um die Beurteilung von zwei rechtlich selbständigen Vorgängen, von denen
der eine unentgeltlich und der andere entgeltlich ist. Für die Zahlung einer Abfindung bedarf
es daher regelmäßig einer gesonderten Vereinbarung zwischen den Beteiligten, da sich eine
derartige Abwicklung nicht aus dem erbrechtlichen Auseinandersetzungsanspruch ergibt; die
Zahlung einer Abfindung kann sich allerdings auch auf Grund einer Teilungsanordnung des
Erblassers oder aufgrund einer vom Erblasser angeordneten Testamentsvollstreckung ergeben.
Die Vereinbarung ist bei der Berechnung des Anteils des Miterben am Aufgabegewinn in den
Fällen der Betriebsaufgabe zu berücksichtigen.
Die Abfindungszahlung ist bei der Übertragung von Betrieben oder Teilbetrieben dem Teil des
Kapitalkontos gegenüberzustellen, der dem Verhältnis von Abfindungszahlung zum Wert des
übernommenen Betriebsvermögens entspricht.

Beispiel 4:
S und T sind Miterben zu je 1/2. Zum Nachlass (3,6 Mio. €) gehört ein aus zwei Teilbetrieben
bestehender Gewerbebetrieb. Teilbetriebsvermögen 1 hat einen Wert von 2 Mio. € und einen
Buchwert von 200.000 €. Teilbetriebsvermögen 2 hat einen Wert von 1,6 Mio. € und einen
Buchwert von 160.000 €. Im Wege der Erbauseinandersetzung erhält S das Teilbetriebsvermö-
gen 1 und T das Teilbetriebsvermögen 2. Außerdem zahlt S an T eine Abfindung von 200.000 €.
S stehen wertmäßig am Nachlass 1,8 Mio. € (50 % von 3,6 Mio. €) zu. Da er aber 2 Mio. € erhält,
also 200.000 € mehr, zahlt er diesen Betrag für 1/10 (10 % von 2 Mio. € = 200.000 €) des Teilbet-
riebsvermögens 1, das er mehr erhält. S erwirbt also 9/10 des Teilbetriebsvermögens 1 unent-
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geltlich und 1/10 entgeltlich. Auf diese 1/10 entfällt ein Buchwert von 20.000 €, so dass S die
Aktivwerte um 180.000 € (200.000 € Abfindung abzgl. anteiligem Buchwert von 20.000 €) auf-
stocken muss und T einen als laufenden Gewinn zu versteuernden Veräußerungsgewinn von
180.000 € (200.000 € Abfindung ./. 20.000 € anteiliger Buchwert) zu versteuern hat. Im Übri-
gen (für 9/10 des Nachlasses) liegt eine steuerneutrale Realteilung vor (vgl. BMF-Schreiben zur
Realteilung vom 28. Februar 2006, BStBl I S. 228).

Gleiches gilt, wenn der Nachlass aus zwei Betrieben besteht. Da die Mitunternehmerschaft (Er-
bengemeinschaft) nur ein Betriebsvermögen hat, sind die geerbten Betriebe wie Teilbetriebe der
Erbengemeinschaft zu behandeln.

Beispiel 5:
S und T sind Miterben zu je 1/2. Zum Nachlass gehört ein Betriebsvermögen, das aus dem
Grundstück 1 (Teilwert 2 Mio. €, Buchwert 200.000 €) und dem Grundstück 2 (Teilwert
1,6 Mio. €, Buchwert 160.000 €) besteht. S erhält das Grundstück 1 und zahlt an T 200.000 €
Abfindung. T erhält Grundstück 2 und die Abfindung. Beide bringen die Grundstücke in ein ih-
nen gehörendes Betriebsvermögen ein.
S stehen an dem Nachlass wertmäßig 1,8 Mio. € zu. Da er aber das Grundstück 1 im Wert von
2 Mio. € erhält, also 200.000 € mehr, zahlt er diesen Betrag für 1/10 (200.000 €/2 Mio. € = 1/10)
des Grundstücks 1, das er erhält. S erwirbt also 9/10 des Grundstücks 1 unentgeltlich und 1/10

entgeltlich. Auf diese 1/10 entfällt ein Buchwert von 20.000 €, so dass S den Grundstücksbuch-
wert in seiner Bilanz um 180.000 € aufstocken muss und T einen Gewinn von 180.000 €
(200.000 € Abfindung ./. 20.000 € anteiliger Buchwert) als laufenden Gewinn zu versteuern
hat. Im Übrigen (für 9/10 des Nachlasses) liegt eine steuerneutrale Realteilung vor.

b) Übernahme von Verbindlichkeiten über die Erbquote hinaus

Eine Übernahme von Schulden über die Erbquote hinaus führt nicht zu Anschaffungskosten. Des-
halb entsteht auch kein Veräußerungserlös, soweit ein Miterbe Verbindlichkeiten über die Erbquo-
te hinaus übernimmt. Zur Übernahme von Verbindlichkeiten vgl. im Übrigen Tz. 23 ff.

Beispiel 6:
Wie Beispiel 3 mit der Abwandlung, dass S den T von Betriebsschulden i. H. v. 200.000 €, die
zum Teilbetriebsvermögen 2 gehören, freistellt, also zum gesamthänderisch gebundenen
Nachlass gehörende Verbindlichkeiten i. H. v. 200.000 € übernimmt.
S erhält wertmäßig nur 1,8 Mio. € und braucht an T keine Abfindung zu zahlen. Es liegt keine
entgeltliche Teilung vor.

c) Buchwertfortführung im Zusammenhang mit Abfindungszahlungen

Werden Abfindungszahlungen geleistet, haben die Miterben, abgesehen von der notwendigen
teilweisen Gewinnrealisierung nach Maßgabe der Abfindung, nach § 16 Abs. 3 Satz 2 bis 4 EStG
die Buchwerte fortzuführen, soweit die zugeteilten Wirtschaftsgüter Betriebsvermögen bleiben.
Der vom Miterben, der die Abfindungszahlung erhält, zu versteuernde Gewinn ist nicht nach
§§ 16, 34 EStG begünstigt. Der Gewinn rechnet grundsätzlich nicht zum Gewerbeertrag nach § 7
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Satz 1 GewStG. Ab Erhebungszeitraum 2002 ist der Gewinn aus der Aufdeckung der stillen Reser-
ven aber nach § 7 Satz 2 GewStG als Gewerbeertrag zu erfassen, soweit er nicht auf eine natürli-
che Person als unmittelbar beteiligtem Mitunternehmer entfällt. Ist eine Buchwertfortführung
nach § 16 Abs. 3 Satz 2 bis 4 EStG nicht möglich, kommt ggf. unter den dortigen Voraussetzungen
eine Buchwertfortführung nach § 6 Abs. 5 EStG in Betracht.

Soweit Wirtschaftsgüter gegen Abfindungszahlungen übernommen werden und Betriebsvermö-
gen bleiben, gilt für die AfA Folgendes: Bei der Übernahme eines Grundstücks ergeben sich hin-
sichtlich des Gebäudes zwei AfA-Reihen. Hinsichtlich des unentgeltlich erworbenen Gebäudeteils
muss der übernehmende Miterbe die Buchwerte der Erbengemeinschaft fortführen. Bezüglich des
entgeltlich erworbenen Gebäudeteils hat er Anschaffungskosten in Höhe der Abfindungszahlung,
die Bemessungsgrundlage für die weitere AfA hinsichtlich des entgeltlich erworbenen Teils des
Gebäudes sind. Entsprechendes gilt im Grundsatz, wenn kein Gebäude, sondern ein bewegliches
Wirtschaftsgut übernommen wird; da jedoch die Nutzungsdauer des entgeltlich erworbenen Teils
des Wirtschaftsguts hier regelmäßig mit der Restnutzungsdauer des unentgeltlich erworbenen
Teils des Wirtschaftsguts übereinstimmt, kann in diesen Fällen auf eine Aufspaltung in zwei AfA-
Reihen verzichtet werden.

Soweit Wirtschaftsgüter gegen Abfindungszahlungen übernommen werden, gilt für die Anwen-
dung des § 6b Abs. 3 EStG Folgendes:

Für den entgeltlich erworbenen Teil des Wirtschaftsguts kann auf die durch die Abfindungszahlun-
gen entstandenen Anschaffungskosten eine Rücklage nach § 6b EStG übertragen werden. Hin-
sichtlich des unentgeltlich erworbenen Teils des Wirtschaftsgutes ist im Falle einer späteren Ver-
äußerung die Besitzzeit der Erbengemeinschaft und des Erblassers für die Besitzzeit i. S. d. § 6b
Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 EStG zu berücksichtigen, wenn die entsprechenden Voraussetzungen erfüllt
sind.

II. Erbauseinandersetzung über Privatvermögen

1. Teilung ohne Abfindungszahlungen

a) Allgemeines

Auch bei der Erbauseinandersetzung über Privatvermögen führt eine Teilung ohne Abfindungszah-
lungen nicht zur Entstehung von Anschaffungskosten oder Veräußerungserlösen. Eine Erbausei-
nandersetzung kann auch in der Weise durchgeführt werden, dass einem Miterben ein Nutzungs-
recht an einem zum Nachlass gehörenden Wirtschaftsgut eingeräumt wird, das einem anderen
Miterben zugeteilt wird (z. B. Wohnrecht an einem Gebäude). Dieses Nutzungsrecht ist nicht ge-
gen Entgelt bestellt. Die Ablösung des Nutzungsrechts durch den Miterben führt zu nachträgli-
chen Anschaffungskosten (BFH-Urteil vom 28. November 1991, BStBl 1992 II S. 381).

Ein unentgeltlicher Vorgang liegt auch vor, wenn Gesamthandseigentum in Bruchteilseigentum
umgewandelt wird und ein Miterbe Anteile an der Bruchteilsgemeinschaft von einem anderen Mi-
terben im Tauschwege gegen eigene Anteile erwirbt.

b) Behandlung von Nachlassverbindlichkeiten

Eine Schuldübernahme führt auch insoweit nicht zu Anschaffungskosten, als sie die Erbquote
übersteigt. Dies bedeutet gleichzeitig, dass Nachlassverbindlichkeiten einen wertmäßigen Aus-
gleich unter den Miterben bei einer Teilung und damit einen unentgeltlichen Rechtsvorgang er-
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möglichen. Dabei kommt es nicht darauf an, ob die übernommenen Verbindlichkeiten in einem Fi-
nanzierungszusammenhang mit zugeteilten Nachlassgegenständen stehen.

Beispiel 7:
A und B sind Erben zu je 1/2. Zum Nachlass gehört ein Grundstück (Wert 2 Mio. €), das mit ei-
ner noch voll valutierten Hypothek von 1 Mio. € belastet ist. Zum Nachlass gehören außerdem
Wertpapiere (Wert 3 Mio. €). Die Erben setzen sich dahin auseinander, dass A das Grundstück
und B die Wertpapiere erhält. B übernimmt außerdem die Verbindlichkeit in voller Höhe.
Es liegt eine Teilung ohne Abfindungszahlung, also ein unentgeltlicher Rechtsvorgang vor. A er-
hält einen Wert von 2 Mio. € (Grundstück). B erhält ebenfalls einen Wert von 2 Mio. € (Wertpa-
piere im Wert von 3 Mio. € abzüglich einer übernommenen Verpflichtung von 1 Mio. €).

Die Übernahme von Verbindlichkeiten der Erbengemeinschaft durch einzelne Miterben über die
Erbquote hinaus führt auch dann nicht zu Anschaffungskosten, wenn durch die Art der Verteilung
von Verbindlichkeiten zusätzlich Abfindungsbedarf geschaffen wird. Dies gilt unabhängig davon,
ob durch die Art der Verteilung von Verbindlichkeiten ein bisher bestehender Finanzierungszu-
sammenhang zwischen Wirtschaftsgut und Schuld erhalten bleibt oder nicht. Regelmäßig wird
der Übernahme von Verbindlichkeiten eine interne Freistellungsverpflichtung zugrunde liegen.

Beispiel 8:
A und B sind Erben zu je 1/2. Zum Nachlass gehören zwei Grundstücke im Wert von je 1 Mio. €,
die mit Hypotheken von je 500.000 € belastet sind. A erhält Grundstück 1 und übernimmt
auch die das Grundstück 2 betreffende Hypothek. B erhält das Grundstück 2 und zahlt an A
500.000 €.
Es liegt eine Teilung ohne Abfindungszahlung vor. B hat mit der Zahlung von 500.000 € an A
die Freistellung von der das Grundstück 2 belastenden Schuld intern beglichen.

Beispiel 9:
A und B sind Erben zu je 1/2. Zum Nachlass gehört ein Grundstück (Wert 2 Mio. €), das mit ei-
ner noch voll valutierten Hypothek von 1 Mio. € belastet ist. Die zu Grunde liegende Verpflich-
tung betrifft ein Darlehen, das zur Anschaffung des Grundstücks verwendet worden ist. Zum
Nachlass gehört außerdem eine Beteiligung an einer Kapitalgesellschaft (Wert 3 Mio. €). Die
Erben setzen sich dahin auseinander, dass A das Grundstück und das dazugehörige Darlehen
und B die Beteiligung übernimmt. B leistet zusätzlich an A eine Zahlung von 1 Mio. €.
B bezahlt mit der Leistung von 1 Mio. € an A eine interne Schuldfreistellung wegen der Über-
nahme des hypothekarisch gesicherten Darlehens durch A i. H. v. 1 Mio. €. Im Ergebnis hat so-
mit A infolge der Freistellungsverpflichtung des B ein unbelastetes Grundstück im Wert von
2 Mio. € erhalten und B hat die Beteiligung zugeteilt bekommen, ist allerdings durch die Zah-
lung für die Freistellung belastet, so dass er im Ergebnis ebenfalls einen Wert von 2 Mio. € er-
halten hat. Dass die Übernahme der Darlehensschuld durch A nach außen hin den Finanzie-
rungszusammenhang zwischen Wirtschaftsgut und Schuld aufrechterhält, ist dabei ohne Be-
deutung.

Die vom BFH in seinem Beschluss vom 5. Juli 1990 (BStBl II S. 837) zur Wertangleichung zugelasse-
ne Möglichkeit der Übernahme von Verbindlichkeiten der Erbengemeinschaft über die Erbquote
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hinaus bezieht sich nur auf Nachlassverbindlichkeiten. Dabei kommt es nicht darauf an, ob die
Verbindlichkeit bereits im Zeitpunkt des Erbfalls bestanden hat oder ob sie erst im Zuge der Ver-
waltung des Nachlasses entstanden ist. Geht die Erbengemeinschaft dagegen im engen zeitlichen
Zusammenhang mit der Erbauseinandersetzung Verbindlichkeiten ein, um insoweit eine gewinn-
neutrale Realteilung zu ermöglichen, handelt es sich nicht mehr um Nachlassverbindlichkeiten
(§ 42 AO).

2. Teilung mit Abfindungszahlungen

a) Allgemeines

Wird im Rahmen einer Erbauseinandersetzung ein Nachlass real geteilt und erhält ein Miterbe
wertmäßig mehr, als ihm nach seiner Erbquote zusteht, und zahlt er für dieses „Mehr“ an seine
Miterben eine Abfindung, liegt insoweit – wie bei der Erbauseinandersetzung über Betriebsvermö-
gen – ein Anschaffungs- und Veräußerungsvorgang vor. In Höhe der Abfindungszahlung entstehen
Anschaffungskosten. Das gilt auch, soweit sich die Erbengemeinschaft durch Zwangsversteigerung
zum Zwecke der Aufhebung der Gemeinschaft auseinandersetzt. Wird ein Wirtschaftsgut gegen
Abfindungszahlung erworben, berechnen sich der entgeltlich und der unentgeltlich erworbene
Teil des Wirtschaftsguts nach dem Verkehrswert (vgl. BFH-Urteil vom 29. Oktober 1991,
BStBl 1992 II S. 512). In der Regel kann davon ausgegangen werden, dass der Verkehrswert dem
Wert entspricht, den die Miterben der Erbauseinandersetzung zugrunde legen (Anrechnungs-
wert).

Beispiel 10:
A und B sind Miterben zu je 1/2. Der Nachlass besteht aus einem Gebäude auf einem Erbbau-
grundstück (Verkehrswert 1 Mio. €) und Bargeld (500.000 €). A erhält das Gebäude und zahlt
an B eine Abfindung i. H. v. 250.000 €. B erhält das Bargeld und die Abfindungszahlung.
A hat Anschaffungskosten in Höhe von 250.000 €. Es ist unerheblich, aus welchem Vermö-
gensbereich der die Abfindung Zahlende die Mittel für die Abfindungszahlung entnimmt. A
zahlt die Abfindung nicht für das ganze Gebäude, auch nicht für den gesamten Anteil des B an
dem Gebäude (1/2), sondern nur für das wertmäßige „Mehr“, das er bei der Erbteilung erhal-
ten hat. Das Gebäude ist 1 Mio. € wert. 750.000 € stehen dem A nach seiner Erbquote zu, so
dass A mithin 1/4 des Gebäudes für 250.000 € entgeltlich und 3/4 des Gebäudes unentgeltlich
erworben hat.

Der Veräußerungsgewinn ist nur steuerpflichtig, wenn die Voraussetzungen der §§ 17, 23 EStG
oder des § 21 UmwStG vorliegen.

Beispiel 11:
Erblasser E, zu dessen Privatvermögen eine 50 %ige Beteiligung an einer GmbH gehörte, wird
von A und B beerbt. Im Zuge der Erbauseinandersetzung erhält A die gesamte Beteiligung ge-
gen Ausgleichszahlung an B für dessen hälftigen Anteil.
A erlangt – auf der Grundlage getrennter Rechtsgeschäfte – die Beteiligung zum einen i. H. v.
1/2 (25 v. H.) in Erfüllung seines erbrechtlichen Auseinandersetzungsanspruchs entsprechend
§ 11d EStDV und zum anderen bezüglich des Mehrempfangs entgeltlich von B. B erzielt in Hö-
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he der Ausgleichszahlung einen Veräußerungserlös, der im Rahmen des § 17 EStG anzusetzen
ist.
A führt die Anschaffungskosten des Erblassers zur Hälfte, nämlich für die auf ihn entfallende
25 %ige Beteiligung fort; im Übrigen ist die Zahlung des A als Anschaffungskosten für die von
B erhaltene 25 %ige Beteiligung anzusehen.

b) Aufteilung von Abfindungsleistungen

Erhält ein Miterbe alle oder mehrere Wirtschaftsgüter des Nachlasses gegen Leistung einer Abfin-
dung an die übrigen Miterben, ist die Abfindung nach dem Verhältnis der Verkehrswerte der Wirt-
schaftsgüter aufzuteilen. Tz. 42 ist entsprechend anzuwenden.

Beispiel 12:
Erben sind A und B je 1/2. Zum Nachlass gehören Grundstück 1 (Verkehrswert 800.000 €) und
Grundstück 2 (Verkehrswert 400.000 €). A übernimmt beide Grundstücke und zahlt an B
600.000 €.
Die Abfindungszahlungen sind Anschaffungskosten, die mit 400.000 € für den Erwerb des
hälftigen Anteils am Grundstück 1 und mit 200.000 € für den Erwerb des hälftigen Anteils am
Grundstück 2 aufgewendet worden sind.

Erhalten bei einer Erbauseinandersetzung mit Abfindungszahlungen mehrere Miterben Wirt-
schaftsgüter des Nachlasses, sind die Anschaffungskosten ebenfalls im Verhältnis der Verkehrs-
werte auf die erlangten Nachlassgegenstände zu verteilen. Tz. 42 ist entsprechend anzuwenden.

Beispiel 13:
Erben sind A und B je 1/2. Zum Nachlass gehören Grundstück 1 (Verkehrswert 800.000 €),
Grundstück 2 (Verkehrswert 600.000 €) und Grundstück 3 (Verkehrswert 400.000 €). A erhält
Grundstück 1, B die Grundstück 2 und 3. B zahlt an A eine Abfindung von 100.000 €.
Die Abfindung von 100.000 € stellt für B Anschaffungskosten dar. B muss diese Abfindung im
Verhältnis der Verkehrswerte (6 : 4) auf Grundstück 2 und 3 verteilen. Somit erwirbt er jedes
Grundstück zu 1/10 entgeltlich und zu 9/10 unentgeltlich.

c) Behandlung liquider Mittel des Nachlasses

Keine Anschaffungskosten liegen vor, soweit eine Abfindungszahlung dem Wert übernommener
liquider Mittel des Nachlasses (z. B. Bargeld, Bankguthaben, Schecks) entspricht, weil es sich wirt-
schaftlich um einen Leistungsaustausch „Geld gegen Geld“ handelt, der einer Rückzahlung der Ab-
findungszahlung gleichsteht.
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Beispiel 14:
Ein Nachlass besteht aus einem Grundstück (Verkehrswert 2 Mio. €) und aus Bankguthaben
(Verkehrswert 2 Mio. €). Miterben sind A und B zu je 1/2. A erhält das Grundstück und das
Bankguthaben und zahlt an B eine Abfindung von 2 Mio. €.
Es ist steuerlich davon auszugehen, dass der Nachlass im Wege der Naturalteilung verteilt
wurde, bei der A das Grundstück und B das Bankguthaben erhalten hat. A hat deshalb keine
Anschaffungskosten (vgl. auch Beispiel 8).

d) AfA-Bemessungsgrundlage und AfA-Satz nach Erbauseinandersetzung

Nach der Erbauseinandersetzung ist hinsichtlich der weiteren Abschreibung zwischen dem unent-
geltlich erworbenen Teil des Wirtschaftsguts und dem entgeltlich erworbenen Teil zu unterschei-
den.

Auf den unentgeltlich erworbenen Teil ist § 11d Abs. 1 EStDV anzuwenden. Der Miterbe führt die
von der Erbengemeinschaft vorgenommene Abschreibung anteilig fort.

Soweit der Miterbe das Wirtschaftsgut entgeltlich erworben hat, sind der weiteren AfA seine An-
schaffungskosten zu Grunde zu legen. Für den entgeltlich erworbenen Teil des Wirtschaftsguts be-
messen sich die AfA

> bei beweglichen Wirtschaftsgütern und bei unbeweglichen Wirtschaftsgütern, die keine Ge-
bäude sind, nach der tatsächlichen künftigen Nutzungsdauer des Wirtschaftsguts im Zeitpunkt
der Erbauseinandersetzung.

> bei Gebäuden nach den hierfür geltenden Vorschriften (i. d. R. § 7 Abs. 4 EStG).

Danach kann sich bei Gebäuden für den unentgeltlich und den entgeltlich erworbenen Teil eine
unterschiedliche Abschreibungsdauer ergeben.

Beispiel 15:
Miterben sind S und T je zu 1/2. Zum Nachlass gehören ein bebautes Grundstück (Verkehrswer-
te: Gebäude 1,5 Mio. € und Grund und Boden 500.000 €) und Bargeld (1 Mio. €). Die ursprün-
glichen Anschaffungskosten des Gebäudes i. H. v. 2 Mio. € sind bei der Auseinandersetzung der
Erbengemeinschaft am 1. Januar 04 bereits mit jährlich 2 v. H. bis auf 800.000 € abgeschrie-
ben. S erhält das Grundstück und zahlt an T eine Abfindung i. H. v. 500.000 €. T erhält das Bar-
geld und die Abfindungszahlung.
S hat das Grundstück zu 1/4 entgeltlich erworben. Nach dem Verhältnis der Verkehrswerte ent-
fallen auf das Gebäude 375.000 € und auf den Grund und Boden 125.000 € der Abfindungs-
zahlung. Die AfA, die S nach der Erbauseinandersetzung vornehmen kann, bemessen sich wie
folgt: Hinsichtlich 3/4 des Gebäudes hat S nach § 11d EStDV die AfA-Reihe der Erbengemein-
schaft fortzuführen und mithin jährlich 2 v. H. von 1.500.000 € (3/4 von 2 Mio. € Anschaffungs-
kosten des Erblassers) = 30.000 € abzuschreiben. Hinsichtlich 1/4 des Gebäudes liegt ein ent-
geltlicher Erwerb vor. S hat insofern – soweit keine kürzere Nutzungsdauer als 50 Jahre in Be-
tracht kommt (§ 7 Abs. 4 Satz 2 EStG) – 2 v. H. von 375.000 € (= 7.500 €) jährlich abzusetzen.
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III. Erbauseinandersetzung über einen Mischnachlass

1. Teilung ohne Abfindungszahlungen

a) Allgemeines

Auch beim Mischnachlass führt eine Teilung ohne Abfindungszahlungen nicht zur Entstehung von
Anschaffungskosten oder Veräußerungserlösen. Demzufolge können auch hier keine Veräuße-
rungsgewinne entstehen.

Beispiel 16:
Erben sind A und B zu je 1/2. Zum Nachlass gehört ein Betriebsvermögen (Wert 3 Mio. €) und
privater Grundbesitz (Wert 3 Mio. €). A und B setzen sich in der Weise auseinander, dass A den
Betrieb und B den privaten Grundbesitz erhält.
Es liegen keine Anschaffungs- oder Veräußerungsgeschäfte vor mit der Folge, dass weder für A
noch für B Anschaffungskosten entstehen. Der Mitunternehmeranteil des B geht ohne Ge-
winnrealisierung auf A nach § 6 Abs. 3 EStG zum Buchwert über. Dies gilt auch dann, wenn die
Erbauseinandersetzung erst viele Jahre nach dem Erbfall stattfindet und der Umfang des Be-
triebsvermögens sich zwischenzeitlich verändert hat. A muss die Buchwerte fortführen. B tritt
gemäß § 11d Abs. 1 EStDV in die Abschreibungsreihe der Erbengemeinschaft ein.

In der Teilung eines Mischnachlasses ohne Abfindungszahlungen liegt – ebenso wie in der Realtei-
lung eines nur aus Betriebsvermögen bestehenden Nachlasses – nicht nur keine entgeltliche An-
schaffung oder Veräußerung, sondern auch keine zur Gewinnrealisierung führende Aufgabe eines
Mitunternehmeranteils gemäß § 16 Abs. 3 Satz 1 EStG, sofern nicht alle wesentlichen Betriebs-
grundlagen in das Privatvermögen überführt werden (vgl. Tzn. 11 und 13).

b) Schaffung von Privatvermögen im engen zeitlichen Zusammenhang mit der Auseinanderset-
zung

Die Teilung eines Mischnachlasses ohne Abfindungszahlung führt nicht zur Entstehung von An-
schaffungskosten einerseits sowie eines Veräußerungs- oder Aufgabegewinns andererseits, es sei
denn alle wesentlichen Betriebsgrundlagen werden ins Privatvermögen überführt. Dabei kommt
es nicht darauf an, ob bereits im Zeitpunkt des Erbfalls ein Mischnachlass bestanden hat oder ob
sich im Zuge der Verwaltung des Nachlasses privates Nachlassvermögen gebildet hat. Wird dage-
gen durch Entnahmen liquider Mittel im engen zeitlichen Zusammenhang mit der Auseinander-
setzung Privatvermögen geschaffen, um insoweit eine gewinnneutrale Teilung zu ermöglichen, ist
diese Gestaltung nach § 42 AO steuerlich nicht anzuerkennen.

c) Behandlung von Nachlassverbindlichkeiten bei Mischnachlässen, insbesondere Schuldzinsenab-
zug

Auch bei einem Mischnachlass kann die Abstimmung mit dem Auseinandersetzungsguthaben des
Miterben dadurch erreicht werden, dass der Miterbe Verbindlichkeiten der Erbengemeinschaft
übernimmt. Wie sich derartige Schulden in der Folge bei den Miterben auswirken, hängt davon ab,
mit welchem Vermögen sie in Zusammenhang stehen und wie dieses Vermögen beim Erben ver-
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wendet wird. So kann Privatvermögen der Erbengemeinschaft beim Miterben Betriebsvermögen
und die damit zusammenhängende Verbindlichkeit Betriebsschuld werden.

Die Übernahme von Schulden über die Erbquote hinaus kann trotz fehlender Anschaffungskosten
(vgl. Tz. 18 Satz 1) zu Betriebsvermögen führen, das den Schuldzinsenabzug ermöglicht.

Beispiel 17:
A und B sind Miterben zu je 1/2. Zum Nachlass gehören ein Betrieb (Wert 3 Mio. €) sowie ein
privates Grundstück (Wert 2 Mio. €), das mit einer Hypothek von 1 Mio. € belastet ist. A über-
nimmt den Betrieb und die Verbindlichkeit, B erhält das Grundstück.
Es ist von einer gewinnneutralen Teilung eines Mischnachlasses auszugehen, da auch beim
Mischnachlass eine Wertangleichung zur Vermeidung von Ausgleichszahlungen durch über-
proportionale Übernahme von Nachlassverbindlichkeiten erreicht werden kann. Die von A zu-
sätzlich zum Betrieb übernommene private Nachlassschuld bleibt keine Privatschuld, sondern
wandelt sich nach der Übernahme durch A in eine Betriebsschuld um mit der Folge, dass A
künftig die auf diese Schuld entfallenden Schuldzinsen als Betriebsausgaben abziehen kann.

Die Begleichung von Erbfallschulden (z. B. Pflichtteils- und Erbersatzansprüche) führt nicht zu An-
schaffungskosten. Die Aufwendungen für die Finanzierung von Pflichtteils- und Erbersatzansprü-
chen dürfen nicht als Betriebsausgaben oder Werbungskosten abgezogen werden (BFH-Urteile
vom 2. März 1993, BStBl 1994 II S. 619, vom 25. November 1993, BStBl 1994 II S. 623 und vom
27. Juli 1993, BStBl 1994 II S. 625). Dies gilt auch für die Aufwendungen zur Finanzierung von Ver-
mächtnissen.

Werden Pflichtteilsansprüche durch die Übertragung von im Nachlass befindlichen Wirtschaftsgü-
tern, Betrieben, Teilbetrieben oder Mitunternehmeranteilen abgegolten, liegt grundsätzlich eine
entgeltliche Übertragung vor. Dies bedeutet, dass der Erbe das einzelne Wirtschaftsgut, den Be-
trieb, Teilbetrieb oder Mitunternehmeranteil veräußert und der Pflichtteilsberechtigte Anschaf-
fungskosten für das erhaltene Vermögen in Höhe seines Pflichtteilsanspruchs hat (BFH-Urteil vom
16. Dezember 2004, BStBl 2005 II S. 554).

2. Teilung mit Abfindungszahlungen

Auch beim Mischnachlass liegt Entgeltlichkeit nur vor, soweit Abfindungszahlungen geleistet wer-
den. Hat daher im Rahmen einer Teilung ein Miterbe an andere Miterben Abfindungszahlungen zu
leisten, führt dies insoweit zu Anschaffungskosten einerseits und zu einem – ggf. einkommensteu-
erpflichtigen – Veräußerungserlös andererseits.

Beispiel 18:
Erben sind A und B je 1/2. Zum Nachlass gehören ein Betrieb (Wert 1 Mio. €, Buchwert
200.000 €) und ein Privatgrundstück (Wert 500.000 €). A erhält den Betrieb, B das Grundstück
und eine Abfindung von A i. H. v. 250.000 €.
Die Abfindung stellt bei A Anschaffungskosten, bei B Veräußerungserlös für die Übertragung
eines Mitunternehmeranteils dar. Da A und B jeweils im Wert von 750.000 € am Gesamtnach-
lass beteiligt sind (= 1/2 von 1,5 Mio. €), erwirbt A 3/4 des Betriebs unentgeltlich und führt inso-
weit die Buchwerte (= 150.000 €) fort. B erzielt durch die Übertragung eines Mitunternehmer-
anteils von 1/4 einen – als nicht nach §§ 16, 34 EStG begünstigten – Veräußerungsgewinn von
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200.000 € (= 250.000 € ./. 50.000 €). A stockt die Buchwerte um 200.000 € auf, da B 1/4 des
Betriebs entgeltlich an A übertragen hat. Das restliche 1/4, das dem B als Mitunternehmer zu-
zurechnen war, ist unentgeltlich auf A übergegangen.

D. Entgeltliche und unentgeltliche Übertragung eines Erbteils

1. Allgemeines
Ein Miterbe kann seinen Anteil am Nachlass (seinen Erbteil) an einen anderen Miterben oder an
einen Dritten verschenken oder verkaufen (§ 2033 Abs. 1 BGB). Wird ein Erbteil verschenkt, entste-
hen weder Anschaffungskosten noch Veräußerungserlöse. Wird ein Erbteil verkauft, hat der Käufer
dagegen Anschaffungskosten und der Verkäufer einen Veräußerungserlös. Die Ausschlagung der
Erbschaft gegen eine Abfindung steht der entgeltlichen Veräußerung des Erbteils gleich (vgl. BFH-
Urteil vom 20. April 2004, BStBl II S. 987).

2. Zum Nachlass gehört nur Betriebsvermögen

a) Schenkung eines Erbteils

Wird ein Erbteil verschenkt und gehört zum Nachlass nur Betriebsvermögen, hat der Beschenkte
die Buchwerte des Schenkers fortzuführen (§ 6 Abs. 3 EStG).

b) Verkauf eines Erbteils

Die entgeltliche Übertragung des Erbanteils bedeutet die Veräußerung eines Mitunternehmeran-
teils i. S. v. § 16 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 EStG, und zwar auch dann, wenn der Erwerber Miterbe ist.
Anschaffungskosten und Veräußerungsgewinn errechnen sich wie bei der Übertragung eines Mit-
unternehmeranteils.

Beispiel 19:
Der Nachlass besteht allein aus einem Einzelunternehmen. Das Kapitalkonto betrug
600.000 €. Erben sind A, B und C zu je 1/3, so dass auf jeden Miterben ein Kapitalkonto von
200.000 € entfällt. C verkauft seinen Erbteil und damit gleichzeitig seinen Mitunternehmeran-
teil an D für 320.000 €.
In diesem Fall liegt ein entgeltliches Veräußerungsgeschäft vor. Für C entsteht nach § 16 Abs. 2
EStG ein Veräußerungsgewinn i. H. v. 120.000 € (320.000 € Veräußerungserlös ./. 200.000 €
Buchwert), der nach §§ 16, 34 EStG begünstigt ist. D hat Anschaffungskosten von 320.000 €,
mit denen er seinen Anteil in der Bilanz der Erbengemeinschaft ausweisen muss. Das ge-
schieht i. H. v. 200.000 € in der Hauptbilanz (Fortführung des Kapitalkontos des C) und i. H. v.
120.000 € in einer für D aufzustellenden positiven Ergänzungsbilanz.
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3. Zum Nachlass gehört nur Privatvermögen

a) Schenkung eines Erbteils

Wird ein Erbteil verschenkt und gehört zum Nachlass nur Privatvermögen, findet § 11d
Abs. 1 EStDV Anwendung. Durch den unentgeltlichen Erwerb des Erbteils ist der Beschenkte in die
Rechtsstellung des Schenkers eingetreten, die dieser innerhalb der Erbengemeinschaft gehabt hat.
Die anteilige AfA, die dem Beschenkten an den zum Nachlass gehörenden abnutzbaren Wirt-
schaftsgütern des Privatvermögens zusteht, bemisst sich demzufolge (weil der Schenker ebenfalls
unentgeltlich erworben hat) nach der AfA-Bemessungsgrundlage der Erbengemeinschaft (§ 11d
Abs. 1 Satz 1 EStDV). Der Beschenkte kann – anteilmäßig – nur noch das nicht bereits verbrauchte
AfA-Volumen abschreiben.

b) Verkauf eines Erbteils

Verkauft ein Miterbe seinen Erbteil und gehört zum Nachlass nur Privatvermögen, ist § 11d
Abs. 1 EStDV nicht anwendbar. Der Erwerber muss seine AfA ausgehend von seinen Anschaffungs-
kosten nach § 7 EStG bemessen.

Beispiel 20:
E wird von seinen Söhnen A, B und C zu je 1/3 beerbt. Zum Nachlass gehört nur ein privates
Mietwohnhaus, das E für 2,5 Mio. € (Anteil Gebäude 2 Mio. €) erworben und jährlich mit 2 v. H.
abgeschrieben hatte. C veräußert seinen Erbteil zum 1. Januar 2004 für 700.000 € an D. Hier-
von entfallen 560.000 € auf das Gebäude und 140.000 € auf den Grund und Boden. Im Zeit-
punkt der Veräußerung hatte das Gebäude einen Restwert von 1,2 Mio. €.
Die AfA für das immer noch zum Nachlass gehörende Gebäude kann nicht mehr einheitlich
vorgenommen werden. A und B haben als Miterben ihre Anteile am Nachlass und damit an
dem Grundstück, aus dem der Nachlass besteht, unentgeltlich erworben. Sie müssen demzu-
folge nach § 11d Abs. 1 EStDV die AfA der Erbengemeinschaft – anteilig – fortführen. A und B
können also jährlich je 13.334 € ( je 1/3 von 40.000 €) absetzen. Für D hingegen ist, da er ent-
geltlich erworben hat, seine anteilige AfA nach seinen Anschaffungskosten zu bemessen. Er
muss seinen Gebäudeanteil mit 2 v. H. von 560.000 € = 11.200 € abschreiben. Zu einem ande-
ren Ergebnis kann D nur dann kommen, wenn er nachweist, dass die Nutzungsdauer kürzer ist.

Wird ein Erbteil entgeltlich erworben und gehören mehrere Wirtschaftsgüter zum Nachlass, ist für
die Aufteilung der Anschaffungskosten des Erbteils einer nach außen hin erkennbaren Zuordnung
der Anschaffungskosten durch die Erben zu folgen, soweit die Aufteilung nicht zu einer unange-
messenen wertmäßigen Berücksichtigung der einzelnen Wirtschaftsgüter gehört (vgl. BFH-Urteil
vom 27. Juli 2004, BStBl 2006 II S. 9).

Verkauft ein Miterbe seinen Erbteil, ist ein Veräußerungsgewinn nur steuerpflichtig, wenn die Vo-
raussetzungen des § 17 EStG, des § 23 EStG oder des § 21 UmwStG vorliegen.

4. Mischnachlass
Wird der Anteil an einem Mischnachlass veräußert, gelten die unter Tz. 32 ff. genannten Grundsät-
ze.
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a) Schenkung eines Erbteils

Eine Bewertung der Nachlassgegenstände ist hier nicht erforderlich. Im privaten Bereich des Nach-
lasses hat der Erwerber die AfA der Erbengemeinschaft nach § 11d Abs. 1 EStDV und im betriebli-
chen Bereich die Buchwerte der Erbengemeinschaft (§ 6 Abs. 3 EStG) fortzuführen.

b) Verkauf eines Erbteils

Wird bei einem Mischnachlass ein Erbteil verkauft, muss der für den Erbteil erzielte Veräußerungs-
erlös aufgeteilt werden. Dabei ist der Veräußerungserlös im Verhältnis des Verkehrswertes des
Mitunternehmeranteils und der anteiligen Verkehrswerte der Wirtschaftsgüter des Privatvermö-
gens zu verteilen. Tz. 42 gilt entsprechend. Der Kaufpreis ist beim Erbschaftskäufer entsprechend
aufzuteilen.

§ 15 Abs. 3 Nr. 1 EStG (sog. Abfärberegelung) ist auch dann nicht auf die Erbengemeinschaft anzu-
wenden, wenn ein Miterbe seinen Erbteil veräußert und ein fremder Dritter in die Erbengemein-
schaft eintritt.

E. Ausscheiden eines Miterben

1. Allgemeines
Scheidet ein Miterbe freiwillig aus der Erbengemeinschaft aus, wächst zivilrechtlich sein Anteil am
Gemeinschaftsvermögen den verbliebenen Miterben zu. Die Anwachsung eines Erbteils für den
Fall, dass mehrere Erben in der Weise eingesetzt sind, dass sie die gesetzliche Erbfolge ausschlie-
ßen, und dass einer der Erben vor oder nach dem Eintritt des Erbfalls wegfällt, ist in § 2094 BGB
geregelt. Die Anwachsung ist ein Unterfall der Veräußerung des Erbteils. Ertragsteuerlich ist das
Anwachsen als entgeltliche oder unentgeltliche Übertragung des Anteils des ausscheidenden Mi-
terben auf die verbleibenden Miterben anzusehen.

2. Ausscheiden ohne Abfindung
Scheidet ein Miterbe ohne Abfindung aus der Erbengemeinschaft aus, finden die Grundsätze über
die Schenkung eines Erbteils Anwendung.

3. Ausscheiden gegen Barabfindung
Scheidet ein Miterbe gegen Barabfindung aus der Erbengemeinschaft aus, finden die Grundsätze
über den Verkauf eines Erbteils Anwendung.

4. Ausscheiden gegen Sachwertabfindung

a) Grundsatz

Beim Ausscheiden gegen Sachwertabfindung können sich zusätzlich zu dem vom ausscheidenden
Miterben zu versteuernden Veräußerungsgewinn auch für die verbleibenden Miterben Veräuße-
rungsgewinne ergeben.
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Beispiel 21:
A, B und C sind Miterben zu je 1/3. Der Nachlass besteht nur aus einem Betriebsvermögen. Der
Wert des Betriebsvermögens beträgt 3 Mio. €, der Buchwert 300.000 €. Die Bilanz des Unter-
nehmens sieht wie folgt aus:

Aktiva Passiva

Wirtschaftsgut 1 100.000 € KapKto A  100.000 €

 (TW: 1 Mio. €) KapKto B  100.000 €

Wirtschaftsgut 2 200.000 € KapKto C  100.000 €

 (TW: 2 Mio. €)    

300.000 €  300.000 €

C scheidet gegen eine Abfindung von 1 Mio. € aus dem Unternehmen aus. Nach dem Ausschei-
den des C hat die Bilanz folgendes Bild:

Aktiva Passiva

Wirtschaftsgut 1 100.000 € KapKto A 100.000 €

+ 300.000 €  = 400.000 € KapKto B 100.000 €

Wirtschaftsgut 2 200.000 € Anspruch C 1.000.000 €

+ 600.000 €   = 800.000 €   

 1.200.000 €  1.200.000 €

Für C ist ein tarifbegünstigter Veräußerungsgewinn von 900.000 € (1.000.000 € ./. 100.000 €)
entstanden. A und B müssen die Buchwerte der Wirtschaftsgüter 1 und 2 entsprechend auf-
stocken. Da die Wirtschaftsgüter zu 1/3 entgeltlich erworben wurden, erhöht sich die AfA-Be-
messungsgrundlage um 900.000 € (Anschaffungskosten 1 Mio. € ./. Buchwert 100.000 €).
Wenn C das Wirtschaftsgut 1 (Buchwert nunmehr 400.000 €) zur Tilgung seiner Ausgleichsfor-
derung von 1 Mio. € erhält, müssen A und B dieses Wirtschaftsgut aus dem Betrieb nehmen.
Da das Wirtschaftsgut 1 Mio. € wert ist, entsteht dadurch ein Veräußerungsgewinn i. H. v.
600.000 €, den A und B je zur Hälfte als laufenden Gewinn versteuern müssen. Ein Veräuße-
rungsgewinn – und kein Entnahmegewinn – entsteht deshalb, weil die Hingabe des Sachwerts
zum Wegfall der Schuld führt. Darin ist keine Entnahme, sondern eine Veräußerung, verbun-
den mit einer Gewinnrealisierung hinsichtlich des den Buchwert des Wirtschaftsguts überstei-
genden Schuldenteils (Ausgleichsanspruch des C), zu sehen.

b) Buchwertfortführung

Gelangt die Sachwertabfindung beim ausscheidenden Miterben in ein Betriebsvermögen, hat der
Miterbe die Buchwerte der Erbengemeinschaft fortzuführen.

Im Beispiel 21 entsteht kein Veräußerungsgewinn, wenn C das ihm zur Abfindung übereignete
Wirtschaftsgut 1 in ein ihm gehörendes Betriebsvermögen nach § 6 Abs. 5 EStG zum Buchwert
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überführt. Für diesen Fall wird das Wirtschaftsgut 1 dem C zum Buchwert gegen Minderung seiner
Beteiligungsrechte am Betrieb der Erbengemeinschaft übertragen. Da der Buchwert des Wirt-
schaftsguts 100.000 € beträgt, sinkt dadurch das Kapitalkonto des C unter gleichzeitigem Aus-
scheiden des C aus dem Betrieb auf Null. C muss das Wirtschaftsgut in seinen eigenen Betrieb mit
100.000 € erfolgsneutral (gegen entsprechende Erhöhung seines Kapitalkontos) einlegen. Für C
entsteht weder ein Entnahme- noch ein Veräußerungsgewinn. Auch für A und B ergeben sich kei-
ne Gewinnauswirkungen.

F. Erbauseinandersetzung durch Veräußerung des Nachlasses

1. Allgemeines
Die Erbauseinandersetzung kann gem. §§ 2046 ff. BGB auch in der Weise erfolgen, dass alle Wirt-
schaftsgüter des Nachlasses veräußert werden. Anschließend werden alle Nachlassverbindlichkei-
ten abgezogen. Der Rest der Veräußerungserlöse wird den Erbquoten entsprechend anteilmäßig
unter den Miterben verteilt.

2. Betriebsvermögen
Gehört zum Nachlass ein Betriebsvermögen, kann der gesamte Betrieb von der Erbengemein-
schaft veräußert werden. Dann liegt ein Fall des § 16 Abs. 1 EStG vor. Der von der Erbengemein-
schaft erzielte Veräußerungsgewinn ist von den Miterben begünstigt zu versteuern (§§ 16,
34 EStG).

Wird der Betrieb von den Miterben nicht fortgeführt und werden die einzelnen Wirtschaftsgüter
des Betriebsvermögens veräußert, kann eine begünstigte Betriebsaufgabe vorliegen (§ 16 Abs. 3
Satz 1 EStG).

3. Privatvermögen
Soweit zum Nachlass Privatvermögen gehört, ist die Veräußerung einkommensteuerrechtlich nur
dann zu erfassen, wenn die §§ 17, 23 EStG oder § 21 UmwStG zur Anwendung kommen.

G. Teilerbauseinandersetzung

1. Behandlung wie Gesamtauseinandersetzung
Bei der gegenständlichen Teilauseinandersetzung stellen die geleisteten Abfindungen Anschaf-
fungskosten bzw. Veräußerungsentgelt dar und zwar unabhängig davon, dass die Miterben am
Restnachlass beteiligt bleiben.

Beispiel 22:
Erben sind A und B je 1/2. Zum Nachlass gehören ein Betrieb (Wert 1 Mio. €, Buchwert
200.000 €) und ein Privatgrundstück (Wert 500.000 €). Bei einer Teilauseinandersetzung erhält
A den Betrieb, B bekommt eine Abfindung von A i. H. v. 500.000 €. Das Grundstück verbleibt in
der Erbengemeinschaft.
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B erzielt einen tarifbegünstigten Veräußerungsgewinn von 400.000 €. A stockt die Buchwerte
des Betriebs um 400.000 € auf. Der Wert und die spätere Verteilung des Restnachlasses blei-
ben zunächst außer Betracht.

Soweit im Rahmen einer Teilauseinandersetzung ein Wirtschaftsgut des Betriebsvermögens ei-
nem Miterben zu Lasten seiner Beteiligung am Restnachlass zugewiesen wird, das er in sein Pri-
vatvermögen übernimmt, entsteht ein Entnahmegewinn. Der Entnahmegewinn ist Teil des Ge-
samtgewinns der Mitunternehmerschaft. Dieser ist den Mitunternehmern (Miterben) nach dem
allgemeinen Gewinnverteilungsschlüssel zuzurechnen, der sich bei den Miterben nach ihrem An-
teil am Nachlass bestimmt (§ 2038 Abs. 2, § 743 Abs. 1 BGB), es sei denn, dass der Gewinn nach
den von den Miterben schriftlich getroffenen Vereinbarungen über die Teilauseinandersetzung
dem entnehmenden Miterben zuzurechnen ist.

Wird im Rahmen einer Teilauseinandersetzung ein Wirtschaftsgut aus dem Betriebsvermögen der
Erbengemeinschaft (Mitunternehmerschaft) in ein anderes Betriebsvermögen eines der Miterben
überführt, ist nach § 6 Abs. 5 EStG der Buchwert fortzuführen.

2. Behandlung von umgekehrten Abfindungen
Abfindungen in umgekehrter Richtung vermindern grundsätzlich die bei einer Teilauseinanderset-
zung angenommenen Anschaffungskosten und Veräußerungserlöse, wenn die Miterben eine wei-
tere Auseinandersetzung im Auge hatten, bei der es zu umgekehrten Abfindungen kommt (BFH-
Beschluss vom 5. Juli 1990, BStBl II S. 837). Davon ist auszugehen, wenn seit der vorausgegange-
nen Teilauseinandersetzung nicht mehr als fünf Jahre vergangen sind. Eine spätere (weitere) Teil-
auseinandersetzung oder Endauseinandersetzung ist nicht mehr mit vorangegangenen Teilausei-
nandersetzungen als Einheit zu betrachten, sondern wie eine selbständige Auseinandersetzung zu
behandeln.

Ist bei einer vorangegangenen Teilauseinandersetzung eine Abfindung für den Erwerb mehrerer
Wirtschaftsgüter geleistet worden, ist die umgekehrte Abfindung auf diese Wirtschaftsgüter nach
dem Verhältnis ihrer Verkehrswerte im Zeitpunkt der vorangegangenen Teilauseinandersetzung
aufzuteilen. Tz. 42 ist entsprechend anzuwenden.

Beispiel 23:
Erben sind A und B zu je 1/2. Zum Nachlass gehören ein Betrieb (Wert 1 Mio. €, Buchwert
200.000 €) und ein Privatgrundstück. Bei einer Teilauseinandersetzung erhält A den Betrieb
und muss an B eine Abfindung i. H. v. 500.000 € zahlen. Im Rahmen der vier (sechs) Jahre spä-
ter erfolgenden Endauseinandersetzung erhält B das Grundstück, dessen Wert auf 500.000 €
festgestellt wurde, und zahlt deshalb an A eine Abfindung i. H. v. 250.000 €.
Die von B bei der Endauseinandersetzung an A zu zahlende umgekehrte Abfindung i. H. v.
250.000 € bewirkt, dass der Veräußerungsgewinn des B von ursprünglich 400.000 € nunmehr
nur noch 200.000 € beträgt und nicht mehr nach §§ 16, 34 EStG begünstigt ist. Die bisherige
Aufstockung der Buchwerte bei A um 400.000 € muss auf einen Aufstockungsbetrag von
200.000 € gemindert werden.
Dagegen würde sich die ursprüngliche Behandlung der Teilauseinandersetzung nicht mehr än-
dern, wenn die Endauseinandersetzung sechs Jahre später erfolgt.
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Aus der Veräußerung des Mitunternehmeranteils hat B einen nach den §§ 16 und 34 EStG be-
günstigten Veräußerungsgewinn i. H. v. 400.000 € zu versteuern; A hat die Buchwerte entspre-
chend aufzustocken. Der sich aus der sechs Jahre späteren Teilerbauseinandersetzung über
das Grundstück ergebende Veräußerungsgewinn ist nur steuerpflichtig, wenn die Vorausset-
zungen des § 23 EStG vorliegen.

Werden im Rahmen einer Teilauseinandersetzung entstandene Veräußerungsgewinne durch um-
gekehrte Abfindungen gemindert, ist dies ein Ereignis, das Rückwirkung für die Vergangenheit hat
(§ 175 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 AO), weshalb die Minderung des Veräußerungsgewinns rückwirkend er-
folgen muss.

Auch die bei dem die ursprüngliche Abfindung leistenden Miterben durch die umgekehrte Abfin-
dung eintretende Verminderung der Anschaffungskosten hat rückwirkend zu erfolgen (§ 175
Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 AO). Umgekehrte Abfindungen sind insoweit nicht erst ab dem Jahr ihrer Zah-
lung zu berücksichtigen.

H. Vermächtnisse, Vorausvermächtnisse, Teilungsanordnung

1. Steuerliche Auswirkungen von Vermächtnissen
Im Falle der Erbeinsetzung liegt in vollem Umfang ein unentgeltlicher Erwerb unmittelbar vom
Erblasser vor. Der Erbe ist an die Buch- und Steuerwerte gem. § 6 Abs. 3 EStG und § 11d
Abs. 1 EStDV gebunden, auch wenn ihm die Erfüllung von Vermächtnissen auferlegt wird. Die Er-
füllung eines Vermächtnisses durch den beschwerten Erben stellt kein Entgelt für den Erwerb des
Erbteils dar und führt daher bei ihm nicht zu Anschaffungskosten (BFH-Urteil vom 17. Oktober
1991, BStBl 1992 II S. 392). Dies gilt auch, wenn ein Sachvermächtnis hinsichtlich eines Wirt-
schaftsguts des Betriebsvermögens ausgesetzt wird und dieses Sachvermächtnis vom Erben und
Betriebsübernehmer erfüllt wird. Geht daher ein Betrieb durch Erbeinsetzung mit der Verpflich-
tung über, dass der Erbe oder die Erbengemeinschaft ein Wirtschaftsgut des Betriebsvermögens
an einen Dritten herausgeben muss, führt dies zur Entnahme dieses Wirtschaftsguts. Dies gilt
auch dann, wenn das Wirtschaftsgut beim Vermächtnisnehmer Betriebsvermögen wird (vgl. aber
Tz. 65). Der Entnahmegewinn ist dem Alleinerben oder allen Miterben zuzurechnen.

Der Alleinerbe oder die Miterben können bei der Entnahme von Grund und Boden aus einem land-
und forstwirtschaftlichen Betrieb ggf. den Freibetrag nach § 14a Abs. 4 EStG in Anspruch nehmen,
wenn die Entnahme vor dem 1. Januar 2006 erfolgt.

Beispiel 24:
A wurde vom Erblasser als Alleinerbe eingesetzt. Zum Nachlass gehört ein Gewerbebetrieb. In
Erfüllung eines Vermächtnisses überträgt A auf B ein Betriebsgrundstück (Teilwert 1 Mio. €,
Buchwert 400.000 €).
A führt nach § 6 Abs. 3 EStG die Buchwerte des Erblassers fort. Er erzielt bei der Übertragung
des Grundstücks auf B einen nicht begünstigten Entnahmegewinn i. H. v. 600.000 €
(= 1 Mio. € ./. 400.000 €). Das gilt auch, wenn das Grundstück beim Vermächtnisnehmer ins
Betriebsvermögen übernommen wird.

Betrifft das Sachvermächtnis dagegen einen ganzen Betrieb, erzielt die Erbengemeinschaft (oder
der Alleinerbe) keinen Veräußerungs- oder Aufgabegewinn. Der Vermächtnisnehmer führt nach

20
© NWB Verlag. Das Dokument darf ausschließlich im vertraglich vereinbarten Rahmen und in den Grenzen des Urheberrechts genutzt werden. Die Veröffentlichung im Internet ist nicht gestattet.

59

60

61



§ 6 Abs. 3 EStG die Buchwerte der Erbengemeinschaft fort. Ist ein Betrieb (Einzelunternehmen)
aufgrund eines Sachvermächtnisses an einen der Miterben oder einen Dritten (Vermächtnisneh-
mer) herauszugeben, sind die nach dem Erbfall bis zur Erfüllung des Vermächtnisses erzielten be-
trieblichen Einkünfte grundsätzlich den Miterben als Mitunternehmern zuzurechnen. Abweichend
von diesem Grundsatz sind die zwischen Erbfall und Erfüllung des Vermächtnisses angefallenen
Einkünfte dem Vermächtnisnehmer zuzurechnen, wenn dieser schon vor der Erfüllung des Ver-
mächtnisses als Inhaber des Betriebs (Unternehmer) anzusehen ist (BFH-Urteil vom 24. September
1991, BStBl 1992 II S. 330).

Besteht das Vermächtnis darin, dass dem Bedachten ein privates Wirtschaftsgut zu übertragen ist,
ist er nach § 11d Abs. 1 EStDV an die bisher für den Alleinerben oder die Erbengemeinschaft maß-
gebenden Steuerwerte gebunden.

Wie die Erfüllung eines Vermächtnisses führt auch die Begleichung von Erbfallschulden (Pflicht-
teils- und Erbersatzansprüche) nicht zu Anschaffungskosten. Aufwendungen für die Finanzierung
von Pflichtteils- und Erbersatzansprüchen dürfen nicht als Betriebsausgaben oder Werbungskos-
ten abgezogen werden. Ein Vermächtnis führt ausnahmsweise dann zu einem Veräußerungserlös
des beschwerten Erben oder der beschwerten Miterben und zu Anschaffungskosten des Ver-
mächtnisnehmers, wenn der Vermächtnisnehmer für den Erwerb des vermachten Gegenstandes
eine Gegenleistung zu erbringen hat.

2. Besonderheiten bei Vorausvermächtnissen
Wird ein Miterbe durch ein Vermächtnis bedacht (Vorausvermächtnis), hat er – ebenso wie ein
nicht zu den Miterben gehörender Vermächtnisnehmer – lediglich einen schuldrechtlichen An-
spruch gegenüber der Erbengemeinschaft. Die ihm durch das Vorausvermächtnis zugewandten
Vermögensgegenstände des Erblassers erwirbt er daher nicht unmittelbar vom Erblasser, sondern
von der Erbengemeinschaft.

Betrifft das Vorausvermächtnis einen Betrieb, erzielt die Erbengemeinschaft keinen Veräußerungs-
oder Aufgabegewinn. Der Vermächtnisnehmer führt nach § 6 Abs. 3 EStG die Buchwerte der Er-
bengemeinschaft fort. Demgegenüber liegt eine Entnahme durch die Erbengemeinschaft (nicht
durch den Erblasser) vor, wenn ein Einzelwirtschaftsgut des Betriebsvermögens in Erfüllung eines
Vorausvermächtnisses auf einen der Miterben in dessen Privatvermögen übertragen wird.

Beispiel 25:
Erben sind A und B zu je 1/2. Der Nachlass umfasst neben anderen Nachlassgegenständen ei-
nen Betrieb. A erhält im Wege des Vorausvermächtnisses ein Grundstück dieses Betriebs (Teil-
wert 500.000 €, Buchwert 200.000 €), das er privat nutzt.
Die Erfüllung des Vorausvermächtnisses durch Übertragung des Betriebsgrundstücks auf A
führt zu einem laufenden Entnahmegewinn bei der Erbengemeinschaft i. H. v. 300.000 €, der
den beiden Miterben A und B im Rahmen der gesonderten und einheitlichen Feststellung der
Gewinneinkünfte je hälftig zuzurechnen ist.

Wird in Erfüllung eines Vorausvermächtnisses ein Einzelwirtschaftsgut aus dem Betriebsvermögen
der Erbengemeinschaft in ein anderes Betriebsvermögen eines der Miterben überführt, besteht
nach § 6 Abs. 5 EStG die Pflicht zur – gewinnneutralen – Buchwertfortführung.
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Beispiel 26:
Erben sind A und B zu je 1/2. Zum Nachlass gehört u. a. ein Betrieb. A erhält im Wege des Vo-
rausvermächtnisses ein Grundstück dieses Betriebs (Teilwert 500.000 €, Buchwert 200.000 €),
das er in einem eigenen Betrieb nutzt.
Ein Entnahmegewinn entsteht nicht, da A als Mitunternehmer zur Fortführung des Buchwer-
tes verpflichtet ist.

Besteht das Vorausvermächtnis darin, dass dem Bedachten ein privates Wirtschaftsgut zu übertra-
gen ist, ist er nach § 11d Abs. 1 EStDV an die bisher für die Erbengemeinschaft maßgebenden
Steuerwerte gebunden.

3. Steuerliche Auswirkungen von Teilungsanordnungen
Durch eine Teilungsanordnung (§ 2048 BGB) wird lediglich die Art und Weise der Erbauseinander-
setzung durch den Erblasser festgelegt. Deshalb gehen auch bei der Teilungsanordnung zunächst
alle Nachlassgegenstände auf die Erbengemeinschaft und nicht einzelne Nachlassgegenstände
unmittelbar auf denjenigen Miterben über, der sie aufgrund der Teilungsanordnung erhalten soll.
Verhalten sich die Miterben jedoch bereits vor der Auseinandersetzung entsprechend der Teilungs-
anordnung, ist dies auch steuerrechtlich anzuerkennen, solange die tatsächliche Auseinanderset-
zung innerhalb einer sich an den Umständen des Einzelfalls orientierten Frist vorgenommen wird.
Dies gilt auch bei Anordnung einer Testamentsvollstreckung. Setzen sich die Erben einverständlich
über die Teilungsanordnung hinweg, ist für die steuerliche Beurteilung die tatsächliche Auseinan-
dersetzung maßgeblich. Solange die Teilungsanordnung von den Erben vor der Auseinanderset-
zung beachtet wird, sind die Veranlagungen vorläufig nach § 165 Abs. 1 Satz 1 AO durchzuführen.

Zur Abgrenzung zwischen Teilungsanordnung und Vorausvermächtnis ist von Bedeutung, dass
sich die Teilungsanordnung in der Zuweisung bestimmter Nachlassgegenstände innerhalb des
Rahmens des Erbteils erschöpft, während das Vorausvermächtnis in der Zuweisung bestimmter
Nachlassgegenstände außerhalb des Erbteils, d. h. über den Erbteil hinaus, besteht. Mit dem Vo-
rausvermächtnis will der Erblasser einem der Erben einen zusätzlichen Vermögensvorteil zuwen-
den. Bei der Teilungsanordnung fehlt ein derartiger Begünstigungswille, sie beschränkt sich auf
die Verteilung der Nachlassgegenstände bei der Erbauseinandersetzung. Bei der Abgrenzung zwi-
schen Teilungsanordnung und Vorausvermächtnis kommt es nicht auf die formale Bezeichnung,
sondern auf das tatsächlich Gewollte an.

I. Sonderfragen

I. Erbfolge bei der Beteiligung an einer Personengesellschaft

1. Fortsetzung der Gesellschaft durch die übrigen Gesellschafter oder Auflösungs-
klausel

Bei Tod eines Gesellschafters scheidet der verstorbene Gesellschafter aus der Gesellschaft aus und
die überlebenden Gesellschafter setzen die Gesellschaft fort (§ 131 Abs. 3 Nr. 1 HGB). In diesem
Fall geht zivilrechtlich der Gesellschaftsanteil nicht auf die Erben über. Diese erlangen lediglich ei-
nen privaten Abfindungsanspruch gegenüber den verbleibenden Gesellschaftern. Steuerlich reali-
siert der Erblasser durch Aufgabe seines Mitunternehmeranteils unter Anwachsung bei den ver-
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bleibenden Gesellschaftern einen begünstigten Veräußerungsgewinn (§§ 16, 34 EStG) in Höhe des
Unterschieds zwischen dem Abfindungsanspruch und dem Buchwert seines Kapitalkontos im To-
deszeitpunkt (BFH-Urteil vom 15. April 1993, BStBl 1994 II S. 227).

Ist im Gesellschaftsvertrag eine sog. Auflösungsklausel, nach der sich die Gesellschaft bei Tod ei-
nes Gesellschafters auflöst, enthalten, liegt insgesamt eine nach §§ 16, 34 EStG begünstigte Be-
triebsaufgabe vor, soweit weder nach Realteilungsgrundsätzen (vgl. BMF-Schreiben vom 28. Feb-
ruar 2006, BStBl I S. 228) noch nach § 6 Abs. 5 EStG eine Buchwertfortführung möglich ist. Satz 1
gilt nicht, sofern die Gesellschafter die Gesellschaft fortsetzen.

2. Eintrittsklausel

Ist im Gesellschaftsvertrag eine Eintrittsklausel des Inhalts vereinbart worden, dass ein oder meh-
rere Erben mit dem Tod eines Gesellschafters das Recht haben, in die Gesellschaft einzutreten,
wird die Gesellschaft zunächst mit den verbleibenden Gesellschaftern fortgesetzt. Der Gesell-
schaftsanteil des verstorbenen Gesellschafters wächst mithin den übrigen Gesellschaftern an und
die eintrittsberechtigten Erben erben lediglich das Eintrittsrecht. Hieraus folgt grundsätzlich, dass
bei Zahlung einer Abfindung im Fall des Nichteintritts – wie bei der Fortsetzungsklausel – der Erb-
lasser einen tarifbegünstigten Veräußerungsgewinn (§§ 16, 34 EStG) erzielt. Wird allerdings das
Eintrittsrecht innerhalb von 6 Monaten nach dem Erbfall ausgeübt, gelten, wenn alle Erben von
ihrem Eintrittsrecht Gebrauch machen, die Ausführungen über die einfache Nachfolgeklausel
(Tz. 71), wenn nur einer oder einige Erben von ihrem Eintrittsrecht Gebrauch machen, die Ausfüh-
rungen über die qualifizierte Nachfolgeklausel (Tz. 72) entsprechend.

3. Einfache Nachfolgeklausel

Im Fall der sog. einfachen Nachfolgeklausel wird die Gesellschaft beim Tod eines Gesellschafters
mit allen Erben dieses Gesellschafters fortgesetzt. Mitunternehmeranteile, die vom Erblasser ge-
sondert auf die Miterben übergegangen sind, können im Fall der sog. einfachen Nachfolgeklausel
in die Erbauseinandersetzung einbezogen und abweichend aufgeteilt werden. Ausgleichszahlun-
gen an die weichenden Miterben führen auch in diesem Fall zu Anschaffungskosten (BFH-Urteile
vom 13. Dezember 1990, BStBl 1992 II S. 510 und vom 29. Oktober 1991, BStBl 1992 II S. 512).

Diese Betrachtungsweise hat zur Folge, dass durch die Einbeziehung von Mitunternehmeranteilen
in die Erbauseinandersetzung im Fall der sog. einfachen Nachfolgeklausel eine gewinnneutrale Re-
alteilung eines Nachlasses erreicht wird.

Beispiel 27 (bei Mischnachlass):
Gesellschafter einer OHG sind A, B und C. A stirbt. Erben sind D und E je zur Hälfte. Zum Nach-
lass gehören der OHG-Anteil (Wert 2 Mio. €) sowie ein Privatgrundstück (Wert 2 Mio. €). D und
E treten aufgrund der im Gesellschaftsvertrag verbrieften einfachen Nachfolgeklausel in die
OHG ein. Das Grundstück wird zunächst in Erbengemeinschaft verwaltet. Nach einiger Zeit
setzen sich D und E dergestalt auseinander, dass E dem D seinen Gesellschaftsanteil überlässt
und dafür aus der Erbengemeinschaft das Privatgrundstück erhält. Ausgleichszahlungen erfol-
gen nicht.
Es ist von einer gewinnneutralen Teilung eines Mischnachlasses auszugehen, bei der D den Ge-
sellschaftsanteil und E das Grundstück erhalten hat. Anschaffungskosten und Veräußerungs-
gewinne entstehen mangels Ausgleichszahlungen nicht.
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Aus dieser Betrachtungsweise ergibt sich weiter, dass auch beim Vorhandensein von Sonderbe-
triebsvermögen eine gewinnneutrale Realteilung eines Nachlasses möglich ist.

Beispiel 28 (bei Mischnachlass):
Gesellschafter einer OHG sind A, B und C. A stirbt. Erben sind D und E je zur Hälfte. Zum Nach-
lass gehören der OHG-Anteil (Wert 1,2 Mio. €), ein der OHG überlassenes Grundstück (Wert
800.000 €) und ein Privatgrundstück (Wert 2 Mio. €). D und E treten aufgrund der im Gesell-
schaftsvertrag verbrieften einfachen Nachfolgeklausel in die OHG ein. Das Privatgrundstück
wird zunächst von der Erbengemeinschaft verwaltet. Nach einiger Zeit setzen sich D und E der-
gestalt auseinander, dass E dem D seinen Gesellschaftsanteil und seinen Anteil an dem der
OHG überlassenen Grundstück überträgt und dafür aus der Erbengemeinschaft das Privat-
grundstück erhält. Ausgleichszahlungen erfolgen nicht.
Es liegt eine gewinnneutrale Teilung eines Mischnachlasses vor, bei der D den Gesellschaftsan-
teil an der OHG und das der OHG überlassene Grundstück und E das Privatgrundstück erhält.
Anschaffungskosten und Veräußerungs- oder Entnahmegewinne entstehen mangels Aus-
gleichszahlungen nicht.

4. Qualifizierte Nachfolgeklausel

In den Fällen der sog. qualifizierten Nachfolgeklausel folgen nicht alle Miterben, sondern nur einer
oder einzelne von mehreren Miterben dem Erblasser in seiner Gesellschafterstellung nach. Nach
dem BFH-Urteil vom 29. Oktober 1991 (BStBl 1992 II S. 512) hat dies zur Folge, dass nur die qualifi-
zierten Miterben, nicht dagegen die nicht qualifizierten Miterben als Mitunternehmer anzusehen
sind (kein Durchgangserwerb). Werden von den qualifizierten Erben an die nicht qualifizierten Mi-
terben Abfindungen geleistet, entstehen deshalb weder Veräußerungsgewinne noch Anschaf-
fungskosten. Zur Behandlung der Schuldzinsen, die durch die Finanzierung der Wertausgleichsver-
bindlichkeiten veranlasst sind, wird auf das BMF-Schreiben vom 11. August 1994 (BStBl I S. 603)
verwiesen.

Daraus ergibt sich weiter, dass es mit dem Erbfall zu einer anteiligen Entnahme etwaigen Sonder-
betriebsvermögens kommt, soweit das Sonderbetriebsvermögen auf nicht qualifizierte Miterben
entfällt (§ 39 Abs. 2 Nr. 2 AO). Denn das Sonderbetriebsvermögen geht – im Gegensatz zum Gesell-
schaftsanteil – zivilrechtlich auf die Erbengemeinschaft als Ganzes über. Dies gilt auch, wenn bei
einer zeitnahen Auseinandersetzung das Sonderbetriebsvermögen auf den qualifizierten Miter-
ben übergeht.

Der Entnahmegewinn ist dem Erblasser zuzurechnen, da der nicht qualifizierte Miterbe nicht Mit-
unternehmer geworden ist.

II. Sonderfragen im Bereich der Land- und Forstwirtschaft

1. Erbfolge im Bereich der Land- und Forstwirtschaft

Die Erbfolge im Bereich der Land- und Forstwirtschaft ist zivilrechtlich nach Landesrecht unter-
schiedlich geregelt. Im Übrigen gibt es bundesrechtliche Besonderheiten. Während in den Ländern
Hamburg, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen und Schleswig-Holstein für bestimmte Höfe die
sog. Höfeordnung (HöfeO) Anwendung findet, sind in anderen Ländern (z. B. in Hessen und in Tei-
len von Baden-Württemberg bis 31. Dezember 2000) für bestimmte Höfe sog. Landesanerbenge-
setze maßgebend. Es gibt aber auch Länder, die weder eine HöfeO noch ein Landesanerbenrecht
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kennen (Bayern, Berlin, Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern, Saarland, Sachsen, Sachsen-An-
halt und Thüringen). Soweit keine Sonderregelung eingreift, können das Landgutrecht nach
§ 2049 BGB sowie das Zuweisungsverfahren nach §§ 13 bis 17 Grundstücksverkehrsgesetz bedeut-
sam sein.
Abfindungen an weichende Erben sind stets Entgelte, wenn nach den jeweiligen landesrechtlichen
Vorschriften der Hof nicht unmittelbar vom Altbauer im Wege der Sondererbfolge auf den Hofer-
ben als Alleinerben übergeht („Höferecht“), sondern zunächst auf die Erbengemeinschaft („Aner-
benrecht“). Im letzteren Falle erwirbt der Hoferbe den Hof von der Erbengemeinschaft (Durch-
gangserwerb).
Was die als partielles Bundesrecht geltende HöfeO angeht, bestimmt § 4 HöfeO, dass der Hof als
Teil der Erbschaft kraft Gesetzes nur einem der Erben zufällt und an seine Stelle im Verhältnis der
Miterben zueinander der Hofeswert tritt. Diese Norm ist zivilrechtlich so zu verstehen, dass im
Rahmen eines gespaltenen Nachlasses der Hof unmittelbar und sofort dem Hoferben als Alleiner-
ben zufällt, während daneben zugleich für das hofesfreie Vermögen eine Erbengemeinschaft be-
steht. In den Fällen der HöfeO ist eine Miterbengemeinschaft hinsichtlich des Hofes ausgeschlos-
sen, die weichenden Miterben erhalten vielmehr insoweit schuldrechtliche Abfindungsansprüche
im Sinne gesetzlich angeordneter Vermächtnisse. Die weichenden Erben erhalten daher die Abfin-
dung nach § 12 HöfeO nicht als Entgelt für die Aufgabe einer Erbquote am Hof. Die Abfindung ein-
schließlich einer Nachabfindung nach § 13 HöfeO ist daher kein Entgelt. Aufwendungen für die
Finanzierung der Abfindung sind nicht als Betriebsausgaben abzugsfähig.
Diese Betrachtungsweise gilt auch für die übrigen Landes-Höfegesetze. Nach § 9 Abs. 1 des Bremi-
schen HöfeG fällt der Hof als Teil der Erbschaft nur einem Erben zu. § 14 des Rheinland-Pfälzischen
Landesgesetzes über die HöfeO regelt die Erbfolge in gleicher Weise wie § 4 der HöfeO.
Nehmen in den Fällen der Tz. 77 Wirtschaftsgüter des Betriebsvermögens nicht an der Sonder-
rechtsnachfolge teil (hofesfreies Vermögen), sind sie auch steuerlich der Erbengemeinschaft zuzu-
rechnen. Soweit diese Wirtschaftsgüter nicht anteilig dem Hoferben zuzurechnen sind, liegt eine
Entnahme durch den Erblasser vor. Im Übrigen gelten die allgemeinen Regeln über die Behandlung
der Erbauseinandersetzung.
Nehmen umgekehrt Wirtschaftsgüter des Privatvermögens an der Sonderrechtsnachfolge teil (z. B.
Wohnung des Betriebsinhabers), findet insoweit ein unentgeltlicher Erwerb vom Erblasser statt
und die Abfindung führt nicht zu Anschaffungskosten.
Anders als bei land- und forstwirtschaftlichen Betrieben, die unter den Anwendungsbereich der
HöfeO oder unter vergleichbare Landes-Höferechte fallen („Höferecht“), ist die Erbfolge bei Betrie-
ben zu beurteilen, in denen der Hof zunächst auf die Erbengemeinschaft übergeht. Dies ist insbe-
sondere nach dem Badischen Hofgütergesetz und der Hessischen Landgüterordnung der Fall („An-
erbenrecht“). Die Abfindung der „weichenden Erben“ nach Badischem und Hessischem Landes-
recht sowie deren Ergänzungsabfindungen (wenn die Berechtigung zur erbrechtlichen Schlechter-
stellung der Nicht-Hoferben entfällt) sind Entgelte. Denn der Hofübernehmer hat mehr an land-
und forstwirtschaftlichem Betriebsvermögen bekommen, als ihm nach seiner Erbquote zustand.
Insoweit vollzieht sich die Erbauseinandersetzung nach den allgemeinen Regeln.
Nach den allgemeinen Regeln vollzieht sich die Erbauseinandersetzung über einen land- und forst-
wirtschaftlichen Betrieb auch in den Bundesländern, die weder eine HöfeO noch ein Landesaner-
benrecht kennen (Bayern, Berlin, Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern, Saarland, Sachsen,
Sachsen-Anhalt und Thüringen).

2. Behandlung von Abfindungen, die das Kapitalkonto unterschreiten

Gehört zum Nachlass ein land- und forstwirtschaftlicher Betrieb, wird dieser gemäß § 2049 BGB
im Rahmen der Erbauseinandersetzung in den meisten Fällen nur mit dem Ertragswert berück-
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sichtigt. Wegen der geringen Ertragsfähigkeit liegen die Ertragswerte solcher Betriebe deutlich un-
ter dem Verkehrswert und regelmäßig auch unter dem Buchwert. Das bedeutet, dass die weichen-
den Erben nach erbrechtlichen Regelungen eine geringere Abfindung erhalten, als ihrem Kapital-
konto (gemessen an der Erbquote) entspricht. Abfindungen, die das Kapitalkonto unterschreiten,
sind ertragsteuerlich in der Weise zu behandeln, dass in solchen Fällen der Betriebsübernehmer
gemäß § 6 Abs. 3 EStG die Buchwerte fortführt. Dies bedeutet, dass keine Abstockung der Buch-
werte erforderlich ist und die weichenden Erben keinen Veräußerungsverlust erleiden.

J. Übergangsregelung
Die Grundsätze dieses Schreibens sind in allen noch offenen Fällen anzuwenden. Es tritt an die
Stelle der BMF-Schreiben vom 11. Januar 1993 (BStBl I S. 62) und vom 5. Dezember 2002 (BStBl I
S. 1392).

Soweit die Erbauseinandersetzung vor dem 1. Januar 2001 durchgeführt worden ist, gelten wei-
terhin die in den BMF-Schreiben vom 11. Januar 1993 und 11. August 1994 genannten Grundsätze
(einschließlich Übergangsregelungen) unter Berücksichtigung der Gesetzesänderungen in § 6
Abs. 5 Satz 3 und § 16 Abs. 3 Satz 2 EStG i. d. F. des StEntlG 1999/2000/2002 für Vorgänge in der
Zeit vom 1. Januar 1999 bis 31. Dezember 2000.

Auf diese Anweisung wird Bezug genommen in folgenden Verwaltungsanweisungen:

BMF 19.3.2018 - O 2000

Oberste Finanzbehörden der Länder 19.3.2018 - O 2000

Koordinierte Ländererlasse 22.6.2017

Oberste Finanzbehörden der Länder 21.3.2017 - O 2000

BMF 21.3.2017 - O 2000

BayLfSt 6.4.2016 - S 3812

Oberste Finanzbehörden der Länder 3.3.2016 - S 3812

Oberste Finanzbehörden der Länder 14.3.2016 - O 2000

BMF 14.3.2016 - O 2000

Oberste Finanzbehörden der Länder 23.3.2015 - O2000

BMF 23.3.2015 - 0 2000

OFD Nordrhein-Westfalen 25.3.2014 - S 2230

Oberste Finanzbehörde der Länder 24.3.2014 - O 2000

BMF 24.3.2014 - O 2000

Oberste Finanzbehörden der Länder 9.4.2013 - O 2000

BMF 9.4.2013 - O 2000

BMF 27.3.2012 - O 2000

BayLfSt 14.12.2006 - S 2241
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BMF 7.12.2006 - S 2241

OFDen Rheinland 22.11.2006 - S 2230 A

Oberfinanzdirektion Karlsruhe 13.11.2006 - S 2242

BMF 5.12.2002 - S 2242

BMF 4.4.2011 - O 1000

BMF 23.4.2010 - O 1000

BMF 19.3.2018 - O 2000

Oberste Finanzbehörden der Länder 19.3.2018 - O 2000

Koordinierte Ländererlasse 22.6.2017

Oberste Finanzbehörden der Länder 21.3.2017 - O 2000

BMF 21.3.2017 - O 2000

BayLfSt 6.4.2016 - S 3812

Oberste Finanzbehörden der Länder 3.3.2016 - S 3812

Oberste Finanzbehörden der Länder 14.3.2016 - O 2000

BMF 14.3.2016 - O 2000

Oberste Finanzbehörden der Länder 23.3.2015 - O2000

BMF 23.3.2015 - 0 2000

OFD Nordrhein-Westfalen 25.3.2014 - S 2230

Oberste Finanzbehörde der Länder 24.3.2014 - O 2000

BMF 24.3.2014 - O 2000

Oberste Finanzbehörden der Länder 9.4.2013 - O 2000

BMF 9.4.2013 - O 2000

BMF 27.3.2012 - O 2000

BayLfSt 14.12.2006 - S 2241

BMF 7.12.2006 - S 2241

OFDen Rheinland 22.11.2006 - S 2230 A

Oberfinanzdirektion Karlsruhe 13.11.2006 - S 2242

BMF 5.12.2002 - S 2242

BMF 4.4.2011 - O 1000

BMF 23.4.2010 - O 1000
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BMF 11.11.2011 (IV C 2 - S 1978 b/08/10001) - Anwendung des Umwandlungssteuergesetzes
i. d. F. des Gesetzes über steuerliche Begleitmaßnahmen zur Einführung der Europäischen Gesell-
schaft und zur Änderung weiterer steuerrechtlicher Vorschriften (SEStEG)

BMF 29.4.2014 (IV C 6 - S 2144/07/10004) - Steuerrechtliche Anerkennung von Darlehensverträ-
gen zwischen Angehörigen; Urteil des BFH vom 22. Oktober 2013 (BStBl 2014 II S. 374)

BMF 18.11.2009 (IV C 6 - S 2177/07/10004) - Ertragsteuerliche Erfassung der Nutzung eines be-
trieblichen Kraftfahrzeugs zu Privatfahrten, zu Fahrten zwischen Wohnung und Betriebsstätte so-
wie zu Familienheimfahrten nach § 4 Absatz 5 Satz 1 Nummer 6 und § 6 Absatz 1 Nummer 4
Satz 1 bis 3 EStG; Berücksichtigung der Änderungen durch das Gesetz zur Eindämmung miss-
bräuchlicher Steuergestaltungen vom 28. April 2006 (BStBl 2006 I S. 353) und des Gesetzes zur
Fortführung der Gesetzeslage 2006 bei der Entfernungspauschale vom 20. April 2009 (BGBl 2009 I
S. 774, BStBl 2009 I S. 536)

BMF 30.9.2013 (IV C 1 - S 2253/07/10004) - Einkommensteuerrechtliche Behandlung des Nieß-
brauchs und anderer Nutzungsrechte bei Einkünften aus Vermietung und Verpachtung

BMF 30.9.2013 (IV C 1 - S 2253/07/10004) - Einkommensteuerrechtliche Behandlung des Nieß-
brauchs und anderer Nutzungsrechte bei Einkünften aus Vermietung und Verpachtung

BMF 15.11.2012 (IV C 6 – S 2177/10/10002) - Ertragsteuerliche Erfassung der Nutzung eines be-
trieblichen Kraftfahrzeugs zu Privatfahrten nach § 6 Absatz 1 Nummer 4 Satz 1 bis 3 EStG; Glaub-
haftmachung der Nutzung bestimmter Kraftfahrzeuge

BMF 24.6.2011 (IV C 6 -S 2137/0-03) - Steuerliche Gewinnermittlung; Bilanzsteuerrechtliche An-
satz- und Bewertungsvorbehalte bei der Übernahme von schuldrechtlichen Verpflichtungen

BMF 23.12.2010 (IV C 6 - S 2144/07/10004) - Steuerliche Anerkennung von Darlehnsverträgen
zwischen Angehörigen

OFD Frankfurt/M. 10.5.2012 (S 2240 A - 28 - St 219) - Gesamtdarstellung Betriebsaufspaltung

BMF 25.3.1998 (IV B 7 -S 1978 - 21/98) - Umwandlungssteuergesetz (UmwStG); Zweifels- und Aus-
legungsfragen

BMF 3.3.2005 (IV B 2 - S 2241- 14/05) - Zweifelsfragen zu § 6 Abs. 3 EStG i. d. F. des Unternehmens-
steuerfortentwicklungsgesetzes vom 20. 12. 2001 (UntStFG, BGBl I S. 3858) im Zusammenhang
mit der unentgeltlichen Übertragung von Mitunternehmeranteilen mit Sonderbetriebsvermögen
sowie Anteilen von Mitunternehmeranteilen mit Sonderbetriebsvermögen

BMF 24.7.1998 ( IV B 3 - S 2253 - 59/98) - Einkommensteuerrechtliche Behandlung des Nieß-
brauchs und anderer Nutzungsrechte bei Einkünften aus Vermietung und Verpachtung

BMF 25.3.1998 (IV B 7 - S 1978 - 21/98) - Umwandlungssteuergesetz 1995 (UmwStG 1995); Zwei-
fels- und Auslegungsfragen

BMF 13.1.1993 (IV B 3 - S 2190 - 37/92 ) - Ertragsteuerliche Behandlung der vorweggenommenen
Erbfolge; Anwendung des Beschlusses des Großen Senats vom 5. Juli 1990 (BStBl II S. 847)

BMF 5.12.2002 (IV A 6 -S 2242 - 25/02) - Ertragsteuerliche Behandlung der Erbengemeinschaft und
ihrer Auseinandersetzung; Erbauseinandersetzung durch Realteilung bei Vorliegen einer Teilungs-
anordnung durch den Erblasser
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OFD Niedersachsen 27.1.2011 (G 1401 - 9 - St 254) - Ertragsteuerliche Beurteilung von ärztlichen
Laborleistungen

OFD Niedersachsen 23.11.2010 (S 2246 - 22 - St 224) - Ertragsteuerliche Beurteilung von ärztlichen
Laborleistungen

Bayerisches Landesamt für Steuern 3.12.2010 (S 2190.2.1-2/3 St32) - Bemessungsgrundlage für
die Absetzung für Abnutzung nach Einlage von zuvor zur Erzielung von Überschusseinkünften ge-
nutzten Wirtschaftsgütern; Anwendung der Urteile des BFH vom 18. August 2009 (X R 40/06 –
 BStBl 2010 II S. 961) und vom 28. Oktober 2009 (VIII R 46/07 – BStBl 2010 II S. 964)

BMF 12.2.2009 (IV C 6 - S 2246/08/10001) - Ertragsteuerliche Beurteilung von ärztlichen Laborleis-
tungen

BMF 27.10.2010 (IV C 3 - S 2190/09/10007) - Bemessungsgrundlage für die Absetzungen für Ab-
nutzung nach Einlage von zuvor zur Erzielung von Überschusseinkünften genutzten Wirtschafts-
gütern; Anwendung derUrteile des BFH vom 18. August 2009 - X R 40/06  – (BStBl 2010 II S. 961)
undvom 28. Oktober 2009 - VIII R 46/07  –  (BStBl 2010 II S. 964)

BMF 11.3.2010 (IV C 3 - S 2221/09/10004) - Einkommensteuerliche Behandlung von wiederkeh-
renden Leistungen im Zusammenhang mit einer Vermögensübertragung

BdF 11.1.1993 (IV B 2 -S 2242 - 86/92) - Ertragsteuerliche Behandlung der Erbengemeinschaft und
ihrer Auseinandersetzung

BMF 29.3.2000 (IV C 2 -S 2178 - 4/00 ) - Behandlung der Einbringung einzelner zum Privatvermö-
gen gehörender Wirtschaftsgüter in das betriebliche Gesamthandsvermögen einer Personenge-
sellschaft als tauschähnlicher Vorgang; Anwendung des BFH-Urteils vom 19. Oktober 1998 - VIII R
69/95 -

BMF 26.11.2004 (IV B 2 - S 2178 - 2/04) - Behandlung der Einbringung zum Privatvermögen gehör-
ender Wirtschaftsgüter in das betriebliche Gesamthandsvermögen einer Personengesellschaft

BdF 25.5.1993 (IV B 2 -S 2144 - 43/93) - Steuerliche Anerkennung von Darlehnsverträgen zwischen
Angehörigen; BMF-Schreiben vom 1. Dezember 1992 - BStBl 1992 I S. 729

BMF 26.2.2007 (IV C 2 - S 2230 - 46/06) - Ertragsteuerliche Behandlung der vorweggenommenen
Erbfolge; Aufteilung eines Veräußerungs- und Anschaffungsvorgangs in einen entgeltlichen und
einen unentgeltlichen Teil

BMF 18.7.2003 (IV C 3 - S 2211 - 94/03) - Abgrenzung von Anschaffungskosten, Herstellungskos-
ten und Erhaltungsaufwendungen bei der Instandsetzung und Modernisierung von Gebäuden;
BFH-Urteile vom 9. Mai 1995 (BStBl 1996 II S. 628, 630, 632, 637), vom 10. Mai 1995 (BStBl 1996 II
S. 639) und vom 16. Juli 1996 (BStBl 1996 II S. 649) sowie vom 12. September 2001 (BStBl 2003 II S.
569, 574) und vom 22. Januar 2003 (BStBl 2003 II S. 596)

BMF 26.2.2007 (IV C 2 - S 2230 - 46/06) - Ertragsteuerliche Behandlung der vorweggenommenen
Erbfolge; Aufteilung eines Veräußerungs- und Anschaffungsvorgangs in einen entgeltlichen und
einen unentgeltlichen Teil

BMF 26.11.2004 (IV B 2 - S 2178 - 2/04) - Behandlung der Einbringung zum Privatvermögen gehör-
ender Wirtschaftsgüter in das betriebliche Gesamthandsvermögen einer Personengesellschaft
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Oberste Finanzbehörden der Länder 21.3.2007 - Anwendung des § 1 Abs. 3 in Verbindung mit
Abs. 4 GrEStG auf Organschaftsfälle

Fundstelle(n):
BStBl 2006 I S. 253
[WAAAB-80130]
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